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Aufforderung zur Angebotsabgabe 

Öffentliche Ausschreibung Nrn 2015000090 

Unterstützung im Zentralen Rechnungseingang der Freien und Hansestadt 

Hamburg 

Art der Leistung: 

Ort der Leistung: 

AnforderungderVergabeunterlagen: 

Frist für Bieterfragen: 

Ablauf der Angebotsfrist (Einreichungstermin): 

Ablauf der Bindefrist; 

geplanter Vertragsbeginn: 

Dienstleistungsauftrag 

Hamburg 

bis zum Ablauf der Angebotsfrist, 
ausschließlich eSektronisch 

01-10.2015 10:00 

08.10,2015 10:00:00 

30,12.2015 

schnellstmöglich 

Es ist beabsichtigt, die in anliegender Leistungsbeschreibung bezeichneten Leistungen im Mamen 
und für Rechnung der Freien und Hansestadt Hamburg zu vergeben. Die Bewerbungsbedingungen- 
sind als Anlage beigefügt. Einzelheiten ergeben sich aus den Anlagen. 

Falls Sie bereit sind, die Leistungen zu übernehmen und das Angebot eiektronisch abgeben 
möchten, werden Sie gebeten, ihr Angebot in der Vergabesoftware zu erfassen und mit Hilfe des 
Mantel bog ens bzw. der digitalen Signatur zu unterzeichnen. Die kostenlose elektronische 
Angebotsahgabe (eVergabe) steht Ihnen unter wmv.gateway.hamburg.de mit dem Online-Dienst 
"Ausschreibungen" zur Verfügung. Bei Verwendung des Mantelbogens ist dieser unterschrieben 
und zusammen mit den ggf, geforderten Angaben und Erklärungen, soweit diese nicht bereits 
elektronisch als Anlage den Angebotsdaten beigefügt wurden, im verschlossenen und 
gekennzeichneten Umschlag bis zum Einreichungstermin (s o ) bei der u.g. Submissionsstelle 
einzureichen. 

Falls Sie bereit sind, die Leistungen zu übernehmen und das Angebot konventionell afageben 
möchten, werden Sie gebeten, eine Ausfertigung des Angebots Vordrucks nebst Anlagen auszufülien 
und unterschrieben in verschlossenem Umschlag bis zum Einreichungstermin (s.o.) bei der 

Submissionsstelle Finanzbehörde 
Gänsemarkt 36 (Raum 100) 
20354 Hamburg 
Deutschland 

einzureichen. 

Der Umschlag ist mit ihrem Warnen (Firma), Ihrer Anschrift und dem Vermerk "Angebot für 
Ausschreibung Nr. 2015000090" zu versehen. 

Die Angebote werden nicht verlesen, Bieter und Preise nicht bekannt gegeben. Bis zum 
Einreichungstermin können die Angebote geändert werden, die Änderungsmitteilung ist in gleicher 
Weise einzureichen. Vom Einreichungstermin an ist der Bieter bis zum Ablauf der Bindefrist (s.o.) 
an sein Angebot gebunden. 

Zu dieser Ausschreibung werden nur Anfragen beantwortet, die per Mail, Briefpost oder Fax 
innerhalb der Frist für Bieterfragen gestellt werden. Bei der elektronischen Angehotsersteliung 
können Auskünfte außerdem über das Fragen- und Antwortenforum der eVergatae eingeholt 
werden. Auskünfte erteilt (sofern in der Leistungsbeschreibung keine abweichenden Angaben 
□emacht werdend die 



Finanzbehörde Hamburg 
Organisation und Zentrale Dienste 

Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg 
Telefax: +49 40427310686 
Mail: ausschreihungen@fb. Hamburg, de 

Die Auskünfte werden unverzüglich rm Fragen- und Antwortenforum der eVergabe veröffentlicht. 
Die Auskünfte der Verga bestelle werden Bestandteil der Vergabe unterlagen. 
Der Einwand, dass der Bieter Uber den Umfang der Leistung oder über die Art und Weise der 
Ausführung nicht genügend unterrichtet gewesen sei, ist ausgeschlossen. 

Anlagen: 

‘Leistungsbeschreibung 
■ Hamburgische Bewertungsbedingungen 
■ Hamburgische Zusätzliche Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen 

(HmbZVB“VOL/B) - in der jeweils gültigen Fassung - 
■ Angebötsvordruck 
■EigenerklärungzurZuverlässigkeit 
■ Eigenerklärung Mindestlahn 
■ Erklärung Bietergemeinschaft 
■ sonstige Unterlagen 



Bewerbungsbedingungen für die Vergabe 
von Leistungen (VOL) 

vom 01,09.2015 

§1 
Aligeni eines 

(1) Der öffentircho Aiiftra^gebär werfäfirt rach der Vergabe- und 
VeriragaordnLing für Leislungsa, TeüA - Aligemeine Bestim- 
iTiurgen für die Vorgabe von Leisfüngen - (VOl/A), ohne dass 
dieser Vertragsbestandtoi] wird. 

(2) Diese Bgwerbnngsbfidinguriger geifen, sewail für das konkre- 
te Ver^aboveriatiron keine ebvieichenden Rcgeiungeii getrof- 
fen v/erden, FürToifnahmeanträge von Bewerbern geileo die- 
se Bedingungen entsprechend. 

(3) Die Vergabeunterfagen einsciiüfilificb sänitficher Aniagen 
dionor anssüblieIJiicln der Ersteliurg eines Angebotes für don 
öftentiiehor Auftrftggeüer. Die Verwendung für andere Zwecke 
bedarf der Zustimmung. Der iiibaft der Ver^gabeunterfagen ist 
venrauiich zu bebandein; der Bieter hat - auch nach Beandi- 
gurg der Angebolsphase - über die ihm während des Verga- 
bwerfahrens bekarmtgewardenen dienstirchen Angelegenhei- 
ten Varaehvdegenhsil zu bewahren. Er hat hierzu auch die mit 
der Erstellung des Angebotes baschäftlgien Mitarbeiter sawie 
einbezogene Naebunternehmer und Lioforanten zu verpllich- 
ten. 

Vollständigkeit der Vergabeuntedager, Prüfung 
(t) Nach Bbalt der Vergabeunferlagen hat der Bieter diese auf 

Vollständigkeit zu prüfen. Sullte er uiivoliständige Unteiagen 
cftialten haben oder inhailliohe Unstimmigkeiten feststollon, 
hat er sich unverzüglieh zur Aufklärung an die in den Vergabe- 
untertagen angegebene Kontaktstelle zu wenden, Nachteile, 
die sich daraus ergaben, dass ein Angobol auf Grundlage un- 
VDltstärdEger Unterirtgen abgegeben vrurdo, gehen zu Lasten 
des Bieters. 

(2) Enthalten die Vergabeuntertagen nach Auffassung des Btetefs 
Unklarheiten, dis die PreisemniSflung beelntlussen, so hat der 
Sieter unvorzügilch den offenlficJier Auftrrtggeber vor Ange- 
botsabgahe schriftlich darauf hirzuwotsen, auch wenn er den 
Hinvreis schon vorher in anderer Form gegobon hat- 

53 
Abgabe der Angebote 

[1) Das Angebot ist in dcutsctier Sprache ahzufasson und muss 
unterscäiriehen sein. Bei dor elektronischen Übermittlung der 
Angobofäflaten genügt die Unterschrift aut dem Mantelbegen 
oder eine geeignete elektrorischc Signatur im Sinne von § 13 
Abs, 1 bzw. § 16 EG Abs, 1 VOUA, 

{2) Für das Angebot sind aussohhellticti die von dom öftenllichen 
Auftraggeber elektronisch oder In Papierform zur Verfügung 
geteilten Vordrucke zu vorv^nden. Nur sofern diese nicht 
ausreicheutt sind, können Anlagen vervzendet werden. Soforn 
Anlagen verwendet werden müssen, ist im Vordruck des öf- 
fentlichen Auflraggebers unter dem [eweilrgen Gliederungs- 
punkt anzugeben, an vßlcher Stelle der Anlagen {Seitenanga- 
be, Gtiederungspunkl ii.ä.) die entsprechonden InfüTmationen 
zu finden sind. Die Anlagen sind eindeutig als ziim Angebot 
gehörig zu kennzeichnon. Unvoilstlndige Angebote und sol- 
che, zu denen keine oder nicht bedingungsgomäße Proben 
oder Muster zum vorgeschriebenen Zeitpunkt eingorelcht.sind 
(falls gefordert), können ausgesctilossen vzerden. 

(3) Das Angebot muss die Preise und die tn den Vergaheunterla- 
gen getordefton Erklärungen und Angaben enthaKen. Ände- 
rungen an den Eintragungen im Angebot müssen zweifelsfrei 
sein. Aademngen an den VergabeunterlEigen sind unzulässig. 
Soweit Altgemolne Gosebäitsbedingungen des Auftragneh- 

mers Änderungen oder Ergänzungon an den Vergabsunterla- 
gen beinhalten, fährt dies im Regetfall gemäß 516 Ah,s. 3 lii. d) 
bzvr. ^ 19 EG Abs. 3 lil. d) VOLfA zum Ausschluss des Ange- 
bots. 

(d) Jeder Bieter darf nur ein geltendes Angebot für jedes Verga- 
be verfatrren einreichen. Es ist insbesondere unzulässig, für die 
ausgoschrleliene Leistung nicht nur ein eigenes Angebot ab- 
zugehon, sondern sich zugleich als Mitglied einer Bieterge- 
mein scbafl odor vergleichbar um den ausgeschriebenen Ge- 
samtauftrag zu bevßrben. Für den Fall, dass ein Nachimter- 
rrehmer sich bei mehreren Bietern eiuhringen will, ist von don 
Bietern und dem Nacbunlemohmer sjcherziislelleii, dass eine 
Bcolnträchttgung oder Verfätschuing des Weübewerbs ausge- 
schlossen ist turd keine schütze ns werten Informationen wei- 
lei gegeben odor weü&ewerbsbesch rankende Abredai getrof- 
fen werden können. Dies gilt vor allem für die GesamtangebO“ 
1e und die zu Grunde liegenden Kalkulationen. 

(5) Gemein schaflliobe Bieter haben mit dem Angebot eine von 
allen Miiglletlem unterschriebeno Erktürung abzugeben, 

• in der die Bildting einer Arbeitsgemainschatl im Aulfrags- 
fall und die Aufrocbterhaltung derselben iur dio Dauer des 
Vertrages erklärt Ist, 

• Inder alle Mitgliederaufgefübrtsirdund der fürdieDurdi- 
führung des Vertrages bevollmächligte Vertreter bezeich- 
net ist, 

• dass der bevollmäcfitigte Vertreter die Mitgliodor gegen- 
über dem öffenäichcn Autlraggeher rechtsverbindlich ver- 
tritt, 

• dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 
Bei elektronischer Angebotsahgabe bat der für-dio Durchfüh- 
rung des Verfragos hevollmäcbligte Vertreter das Angebot auf 
dem eingerelchten Mantelbogetr zu uiiteTsclireihen odor das 
Artgehol mit einer geeignoton elektroiiiscben Signatur im Sin- 
ne von § 13 Abs, 1 bzw, § 16 EG Abs, 1 VOUA zu versehen. 
Dio von allen Mitgliedern unterschriobone Erklärung ist irin Ori- 
ginal auf dem Postvreg einzureichen. 

(6) Soweit eine BesicfiBgung gefordert wird, liat der Bieter vor 
Abgabe eines Angebots die öri liehen Gegebenheiten in Ab- 
.sprache mit dem jeweiligen Anspreebpartner des öffenUicben 
Auftraggebers m Augenschein zu nehmen. Die ausgefDille und 
vom öftenllichen Auftraggeber unterschriebene Eesichliguiigs- 
bestätigung tsl ttem Angebot beizufügen. 

(7) Für die Bearbeilung des Angebots werden keine Kosten erstat- 
feL 

§4 
Angebi^tspreise 

{1} Preise sind in Euro anzugeben. 
\2) Die Leistungen können von dem öffenSlicben Auftraggeber im 

Ganzen odor nach Losen geteilt oder auch in den einzelnen 
Losen geteilt vergeben wenden, ist eine Vengabo in Losen vor- 
gesehen, ist dem Bieter frelgestellt, für sämtliche oder einzelne 
Lose ein Angebot abzilgshen, sofern in der Leistungsbe- 
Schreibung keine andoro Regelung getroffen wunde. Sollte dio 
Teilung in Lose eine Preisänderung bedingen, so ist sie im 
Angebot zum Ausdruck zu bringen, 

(3) Die PnoisB (Einheitspreise, Pauschaipraise, Verrechnungssät- 
ze usw.) sind ohne Umsatzsteuer anzugebor. Der Umsatz- 
steuerbetrag Ist unter Zugrundelegung des geltenden Sletier- 
salzes am Schluss dos Angebotes hiniuzurügen. 

(d) Entspricht der Im Angebot angegebene Gesamtbetrag nicht 
dem Ergebnis der Multiplikation von Menge ursd Preis pro Ein- 
heit, so Ist immer der Preis pro Einheit maßgebend. 



§5 
Proben und Muster 

(1) Siaweit Prüben imd Muster gefordert werden^ dürfen sie nli^il 
mit dem Warnen der Firma oder anderen Kennzeichen des Bie- 
ters versehen sein. Für die Aiiszeichming dürfen nur die den 
Vcraabeiinierlagen beigefügten MusterTietlel verv^endet wer- 
den. Wer^r^ diese rricfit ausreichend kennen weitere heim öf- 
fentlichen AuflTiiggeher abgefordert wanden. Bel eleklrenischer 
Angebotsabgabe sind Musienettel rechtzaitig beinr öffenlli- 
chen Auflraggeber abzuturdeni. 

(?) Für Proben und Muster wind keine Veiigülnng gev/ährt. Die 
nicht gewähilea Proben und Muster können Innerhalb von U 
Kalendertagen nach Ablauf der ÖlndefnstzLirückgefoTdert wer- 
den, soweit sie bei der Prüfung des Angebots nicht verbraucht 
werden sind und der Werl pro Einheit 10 Euro übersteigt. Die 
Kosten der Rückgabe trögt der Bieter. Danach worden die 
Proben und Muster nicht mehraiifbeWiihti. 

S6 
Nebenan gebofe 

(1) Nebonangebote müssen, soweit sio zugetasaen' sind, auf 
besonderer An lege gemacht und als solche deutlich gekenn- 
zeichnet sein. Die vorstehenden Regelungen gelter entspre- 
chend. 

(S) Soweit sieh aus den Vergabcuntorlagen nicht ebvas anderes 
orgthf sind 

• Nebenangebote, die in techniseber Hinsicht von der Leis- 
tung sbesebfeibung abweichen, auch ohne Abgabe eines 
Hauptangebolos zugelassen. Wird eme Leistung Angebo- 
ten, die von den vorgesobenen Spezifikationen abw^cicht, 
hat der Bieter hei der betrottonden Position in der Lois- 
tungsbeüshreihung auf eine Anlage zum Angebot hinzu- 
welsen. In dieser ist die abweichende Leistung eindeutig 
zu beschreiben und die Gleicbwerligkoil Im Htnblick auf 
Sicborheit, Gesundheit und Gebrauchslaugllciikeit nach- 
ZLvreiseii; 

* andere Nebenangehote (z.B. über Zahlungsbedingungen, 
GleHkjausetn) nur in Verbindung mit einem Hauplangebot 
zugelassen. 

Elgenefklärunrj zur Zu verlässig kelt 

[1) Vorder Vorgabe öftentlicherAuttjägemiteinumGesamlvrartin 
Hebe von über 25,000 Eure [ohne Umsatzsteuor) bei Ltete- 
ruiigen und Leistungen' ist von den Bewerbern oder Bietern 
zum NachLveis der ZuvorJässigkoit eine Erklärung [Bgonerkiä- 
rung) darüber zu verfangen, dass ein Ausschluss vom Wett- 
bewerb nach hzw. analog § B Abs. 5 lit. c) bzw. 5 6 EG Abs. 6 
iit. c) VOL/A oder ^ 4 Abs. 9 lit. b) und c) VOF dumh die zent- 
rale Informationsstelle (ZiS) derfinanzbebördo der Freien und 
Hansestadt Hamburg nicht erfolgt ist und keine Vorfehlungen 
im Sinne von ^ 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Einrichtung eines 
Regisiers zum Schutz fairen Wetthevrerios [GRIW) vom 
17. September 2013 (HmbGVBJ. 2013, S. 417) vortiogon, die 
einen Ausschluss vom Wettbeworb recbiferlrgen könnten. Fer- 
ner haben Bieter und Bewerber zu eddären, dass kein Eintrag 
im gemeinsamen Recfisler zunr Schutz dos fairen Wehbewerbs 
der Länder Hamburg und Schiesväf-Holstoir oder in ver- 
gleichbafon Registern anderer Bundesländar ortolgt ist. 

(2) Ein Angebet kann von dor Wartung ausgeschlossen werden, 
wenn die Erklärung nicht rechizoitlg yorgelegt iMrd odor imzu- 
treffende Erklärungen abgegeben werden. 

1 Darrmier fallen auch altsfreibemflichen Leistungen. 

5s 
Auskunft aus dem Gewerhezentralreglster 

□er öffentliche Auftraggeber wird für den Biefer, der den Zuschlag 
erhalten ecII, zur Bestätigung der Figenerkfärung eine Auskunft aus 
dem Gewerbezentralregiater (5150a Gewofbeordnung) beim Üim- 
dosaml für lIusHz anfordern bzw. anfordem lassen; van ausländi- 
schen Bietern värd ggf. eine gleichv^crtige Bssotieiiiigung ihres 
Herkunftslandes gefardert. 
Dies gilt bei der Vergabe öffoniUcher Aufträge nach VOL bzw. VOF 
bei einer Auflragssumnie ab 25.000 Euro [ohne Umsatzsteuer) in 
den Bereichen 

• Gebäudcnoifilgungsgevrerhe 

• Personen-und G Ute rtrar'Sportg ewerbe 

• Bewachung E- und Ordnungsgo worbe 

■ Entsorgungsge werbe 

• Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen 

• Winterdienst, 

sowie bei der Vergabe von Lieferungen und sonstigeTi Leislungen 
nach VOi., VOF bzw. Bescbaffuiigsordnuag (BO) hei Zweifeln an 
der Zuverlässigkeit. 

Regietor zum Schutz des fairen Wettbewerbs 
(1) Der öffeniliche Autifaggober ist verpfliclitet, ver Entsebeidun- 

geii über die Vergabe von Liefe r- und Dienstleislungen sovrie 
von Planungsleistungan ab einem Aulfragswerl von 2B.000 
Euro ahne Unisatzsteuer bei der zontrolen IctüfmalionsEleHe 
(ZIS) abzuiragein, inväevreit Eintragungen im.Register zum 
Schutz fairon Wetlhe^verbs (Register) zu den für einen Zu- 
schlag vorgesehenen Bietern, deren Geschäftsführungen, Be- 
werbern sovjte potenziellen AutUagnehmem vorüegan, soweit 
im Geaeiz zur Bnrichülng eines Registers zum Schutz taiten 
.Wettbewerbs (GRfW) vom 17. September 2013 
(HmbGVBi. 2013, S. 417) nichts anderes beslimmt ist. 

(2) ßoE Bietorgemeinschafterr ist jedes EinzeiLmterrieiimen und 
deren Geschäftsführung abzutragen. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber Ist berecilligt, diese Nachfragen 
auch auf etwaige Naebünternehmerzu erstrecken. 

(4) Unterhalb der in Abs. 1 genannten Worlgronze Ist der cffentli- 
che Auftraggeber berechtigt, eine Registorabfrage entspre- 
chend Abs. 1 durchzutühren. 

(5) Bieter bzw. Beworber mtissen ein willigen, im poten zielten 
Auliragsfall für die Abfrage beim Register peraonenbezagene 
Daten [Name/Vorname, Gahurtsdatem, Geburtsort) der ver- 
antwortlich handelnden Personen (Geschäflsftihier, geselzli- 
cbe Vertreter) zu benennen, sowie die Zustimmung die,ser 
Personen zur Vi/oiterleitung der erforderlichen Daten an den öt- 
fentlicben Auftraggeber einzubolen. Ohne Einwilligung und Zu- 
stimmung kann dor Zusdiiag nicht erleilt werden. 
Soweit im potenziellen Aufinagsfall Hachunternebmer a/i der 
AEJltragserfüllung beteiligt werdon selten, ist auch von diesen 
eine gleichlautende Einwilligung sowie doren Zustimmung eiri- 
zubolen, die erfordeibchen Daten an den öffentlichen Autlrag- 
gebor welterzuleitfin. Ohne diese schnftlichen Einwilligungen 
und Zustinummgen Vierden Nacbuiitemehmer vom öffcntil- 
chen Auftraggeber abgeteb nt. 
Die Erhebung und variiere Verarbeitung rter Dafen dient dar 
Aufgabenerfüllung natJi dem Gesotz zur ElnrichUmg eines 
Registers zum Schutz fairen Wettbewerbs (GRfW). 

§10 
Los entscheid 

Der öffeniliche Anttraggeher beliält sich vor, bei werliingsgieichen 
Angeboten das Los entscheiden zu lassen. 



Hamburgische Zusätzliche Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Leistungen 

(HrnbZVB-VOLm) 
vom 01.06.20LJ 

Die PaTagrafonangaben l?e7.iehail aiciv soweit oicht andars angegeben, auf die AUgamcinen Vertragsbedingungen für die Ausführung 
von l.öislungen (VOL/B) - Hsesrjng 2003 - (Bundesau^eigor Nr. 178 a vom 23- September 2003). 

1. Art und Umfang der Loistujigen 
(7U § 1 VOLfB) 

(1) Dia angebofenen Preise sind Festpreise ohne UmaatZ“ 
atauer. Diesen Heslpraiaon wird die Umselzstfiuer in der 
ieweifs geltBoden Höhe iiinzugesetzt. 

(2) Durch die vereinbarten Preise sind im Zv/eifel sämtlictie 
Leistungen dos Auftragnehmers olnachiießlioh Nebenlels- 
tungen wie die Erstellung von Betriebs-, Üediünunga-, 
Gübrauchsanweistingen und dgl. in deutscher Sprache, 
der Transport (Inkl- Verpackung, Versicherung und Anlie- 
fenrng an den bestimmongsgeirrallcn Leistungsort), das 
Aiifstellain bzw. Instatliereh vor Ort und sonstige Knaton 
und Lasten wie PatentgebDinen und Lizenzvergütungen 
abgegolterr. 

2. Andemrgen dar Leistung 
(zu 5 2 VQLiB] 

Wird hei Änderung der Loiatung oder anderen Anordnurigen 
des Auftraggebers eine erhütite Vergütung beansprucht, so 
moss der Auftragnohnier dies dem Auftraggeber unverzüglich 
Vor der Auaftllirung, möglichst der Hü he nach, sohrlftllch an- 
zHlgen, 

3. Mehr- etter Minderlatatungen 
(zu §2 Nr 3VOUB) 

(1) Soweit Preise je Einheit voreinbart sind, ist bei marktgän- 
gigen, serienmaHlgen Erzeug nissen der Aiiftragnetimer 
auf Verlengon des Auftraggebets vorpfUchtet, ohne Ande- 
nirrg rier vertraglichen Elrtheifsproise Mehrleistungen bla 
zu 10 v.H. der im Auftrag fostgelegten Mengen zu erbrin- 
gen oder mit einer Mindern ng bis zu 10 v.H. einverstan- 
den zu sein. 

{2) Absatz 1 gilt nicht bei Minderleistungen, wenn narrJi Men- 
gen gearaffeüe Preise oder Rabatte wirksam gebtmden 
sind. 

4. Ausführungsimteriagon 
(zu §5 3 und 4 Nr. 1 VOUB) 

Der AusfüIrrung dürfen nur tJntoriagen zu Grunde goiagt wer-, 
den, die vom Auftreggebar ausdrücklich als iur Ausführung 
bestimmt gekennzeichnet sind. Die Verantv:ertung und Haf- 
tung des Auftragnehmers nach dem Vertrage, insbesondere 
nach Nr. 1 Absatz I und §14 VOL/S, werderr hifirdureb 
nif.hi eingeschränkt. 

5. Ansfühning dar Loistuiig 
(zu §§4, 10 VOUB) 

(1) DüwacJiung und VeiwaIrrung des gesamten Eaaitzes des 
Auftragnebmers edor seiner Erfüllungsgahilfon einschließ- 
lich der Untarkünfte, Arbeitsgeräte, Arbeifskteidung üsw, 
auf dan Aufhaustellen - auch während der Arbaltsruhe - 
Ist audi dann Sacite dsa Auftragnehmers, wenn cicli die- 
se Gegenständ* auf don Grundstfickert edar In den Räu- 
mer des Auftraggebers befinden. 

(2) Der Auftragnehmer hat die ihm 2ur Ausführung der Lals- 
tUfig übergebenen ÜegerinlSnda vor unbefugtem Ge- 
brauch zu schützen. 

(3) Hat der Auftraggeber auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
Erfütlungsgehllfen dos Auftragnehmers Schadensersatz 
zu leisten, ae steht ilim der Rückgriff gegen den Auitrag- 
nellrtter zii, soweit der St^adon durch Verschuldon des 
Auftragnehmers Otter eciner ErfüHungsgehIlten verursacht 
worden ist. hlat oin Versebutderv ctee Auftraggebers oder 
seiner Erfüllurgsgehllfen mitgewlrki, so findet ftir den 
Ausgleich § 234 BGB eritaproeftend Anwendung. 

(4) DerAuftragnehmer hat dem Auftraggebe r Spätestens zum 
Zeitpunkt des Gefall ran Übergangs (Ziff. 11 Absatz 3) das 
volle uncingeachränStte Eigentum an dem gotelateton 

hzvr. gelieferten Gegenstand zu verschaffeH- Die Ver- 
schaffung erfolgt frei von Rj^ten Dritter. 

(5) Die Gegenstände sind an die von der timpfangssteile 
bezeichneten Raume bzw. auf die Grundstücksteiie (Lels- 
tungsorl) zu llcfom. Jeder l.fefamng ist ein Lieferseil ehr 
baizufügen, der die Bestfiilacheinnummer, dp & Geschäfts- 
Zeichen, die WarenbeKoichrung und den Liaferfag ent- 
hält. 

(6) Bei Lieferungen müssen die zu llaternden Geräte den 
zum /eUpunkt der Liefe mng gallandcn Geseizen. Nor- 
man und Standards entsprochon, insbesonrlere dam Pre- 
duktsicherheifsgesetz (Gesetz über die Beroltctollung von 
Produkten auf dem Markt (BGBl. I 2311, 3- 2179)) in der 
jeweiligen Fassung. 

(7) Der Aufttaggober kann sich von der vertragsgemäßen 
Ausführung der Leistungen unterrichten. 

e. Nachunternebmai' 
(züS4Rr. 4VQUB) 

Sind Im Angebot Nachunternehmer oder BezugsquelSen anga- 
gaban, so darf sie der Auflragnohmer nicht ohne voiJierige 
Zustimmung des Auftfaggabors wechseln. 

7. Insolvenzverfahnen oder öln vergleichbares 
gesetzlIcliDS Verfahren 

(zu § a Nr. 1 VOLflB) 
Wird die Eröffnung das Insolvenz- oder bIiigs vergleichbaren 
gesetzlirihän Verfahrens über des Vonnügen des Auftragnab- 
mers beantragt, so hat er dies dom Auftraggeber unvarzüglich 
mllzuieilen. 

8. Kündigung oder Rücktritt 
(ziu § 8 Ni'. 2 VOLfB) 

(1) Der Auftraggeber lat bcrechfigt, den Verl rag mit sofortiger 
Wirkung zu kündigen oder von Ihm zurückzutreten, wenn 
der Auftragnehmer Personen, die auf Seilen des Auflrag- 
gabars mit der Vorbereitung, dem Absrihluss rjdar doir 
Durchführung des Vartrages befasst sind, oder ihnen na- 
he stehenden Parsonen oder in Ihrem inforesse einem 
Dritten Vorleilc anhietet, verspricht cdcrgev:ährt. Solchen 
Hanrtlungsn des Auftrag rtehmeTs selbst stehen l-landlun- 
gon van Personen glaich, die von ihm beauftragt oder für 
Ihn tätig sind. 

(2) Der Aufträggehar ist bereohtigl, den Vertrag mit sofortiger 
Wirkung zu kündigen oder von ihm zurückzulreten, wer^n 
der Auftragnehmer selbst edar vormittelt durch Von ihm 
eingesetzte Nachunternohmsr schuldhaft gegen ihm ab- 
liegenrle Anforderungon oder Verpflictiturigan nach §§ 3, 
3a, 5 eder 10 Absatz 2 HmbVgG verslOßt. 

a. Vertragsstrafe 
(zu § tt VOUB) 

(1) Bei einem erihuldhaften VersioB gagon die aus 3, 3a, 5 
und 10 Absatz 2 HmbVgG rosultierenden VerpflicJittfrrgan 
ist der Auftragnehmer zur Zahlung einer Vertfagsstrafe 
verpflichtet. Die Vertragsstrafe beträgt ja Varsloll 1 v.H. 
rfer Auftragssumme. Der Auflragnahmer ist zur Zahlung 
der Vertragsstrafe nach S. 1 auclr dann verptifchtet, wenn 
dar Verstoß durch einen von ihm elngesetzteh Nachun- 
lernehmer zu vertraten ist. 

(2) Ergänzend vereinbarte Vertragsstrafen für dte ÜbeTschrei- 
tung von Auafblirungsfristeh blalbon unberührt Hiervon 
vrledanjm bleiben weitßrgehandc Scliaräensersatzänsprü- 
cäie wegen der Überachreitung von AusfUlirurigafrisifin 
unherührli die Vertragsstrafen nach diesem Absatz 2 
werden jedach auf solche Scbedansoisatzansprüche an- 
gorachnoL 

(3) Dlo Summe aller zu zaiilonden Vertragsstrafen befrage 
vörd auf insgesamt S v.H. der AuftragssurTirnobogrenzl. 



(4) Der Ansprucll auf Vertraaaatrefe enliachl erst, wenn die 
SchltFSSialilung ohne Vorbehalt fleteistetwind. 

10. GtibePrüfung 
(zu 5 12 VOL^B} 

(t) Proben und Muster zu beriioksidrtigten Angeboten btef- 
ben bis zur Vertragserfüllung als für die UetüTung verbind- 
liche Qualitätsmustcr bei der Vergabeatolle. Diese müs- 
sen der in der Loiatungsbeschrelbung bezeichneten 8&- 
schattenhoit entsprechen. Bis zu einem W/erl von 
1(1 Euro/ Einheit werden siQ= vrenn sie nictlt vom jeweiPh 
gen Vertragspartner Intisrhalb einer Frist von einem Mo- 
nat nach Vertragsablaut abgehcll oder zurückgefordert 
worden sind, von der Vergabeställü oline Berecfluiuntt 
tihemwnmQn. 

(2) DleKüstüiidQrRücksendungtragtderAuflragnehmer.Ab 
elnam Wert von 10 EurofEinlieit werden die Proben und 
Muster nach Vertragsabiauf in Absprache mit dem Ver- 
tragspartner entweder von der letzten Teilllefierung abgö- 
selzt, gegen Empfangsbestätigung wieder ausgehändigt 
bzw. frn Ausrahmefaii auf Kosten des EigeilUlmers zu- 
rDcKgesandt oder anderan Dienststelieh dar FHH über- 
lassen. 

(31 Verlangt der Auftraggober eine im Vertrag nicht vereinbar- 
te Güteprnfting, werden dem Auftragnehmer die dadurch 
entstandenem Kosten erstattet- Stetit sich bei der Güteprü- 
fiing Jüdoch heraus, dass die gelieferten Waren nicht den 
□odingungen enlsprachon, so sind etwaigo Kosten für die 
Güteprüfurwj vom Auftragnehmer iu tragen. Die durcfl die 
Güteprttfung verbrauchten edar wertlos gewordenem Wa- 
ren werden dann nicht vergütet, 

11. Abnahme, Gefahrübergang 
(zir 5 13 VOUB) 

(1) Bel Aufbauleistungen hat der Auftragnehmer die Abnah- 
rna, ggf- auch Tellabnalime, rechtzeitig In Toxtfomi zu 
beantragen. 

(2) Die Leistung gilt als abgenommen; 
a) bei Lieferungon mit der vorbehaltlosen Schlusszah- 

lüng, 
bj bei Aufbauleistungen 12 Werktage nach Eingang des 

lii TcKtfdrm gestellten Antrages auf Ab na li nie, soweit 
der Auftraggebordie Abnahme nicht voiweigert. 

(3) Die Gefahr gehl auf don Auftraggebar Tibar 
a) bei Lieferungen mit der Entgeganiialime durch die 

Empfangsstelle, 
b) bei Aufbauleistungen mit der Abnahme. 

t2. Verjährungsfrist für Mängelansprüche 
(zu 5 14 VaL/Bj 

Die Veriährungsfnsi für Mängelaneprudie beginnt mit Gofahr- 
übergarrg (Ziff. 131. Bei wiedetkehrenden Leistungen ist die 
ElhzeUcirstung maiigebllch. 

13. Aufstellung der Rechnungen 
[zü S 15 VOUB} 

(11 Dio Rechnung ist In zweifacher Ausfertigung einzurei- 
chen. Die zweite Ausfertigung ist als „Zweitschrift“ deut- 
lich kennUlchzu maclien. 

(2} Die KerJinung ist grundsäiillch in Übereirstlmmung mit 
dem Angebot mit der Festpreisen ohne Umsatzslfiuer 
aijfzusteüen. Vor den Festpreisen sind alle vereinbarten 
Nachlässe, Skonti usw. abziizlehen. Zu dem verbielban- 
den Nellofaehnungsbetrag lat naben dem Steuersatz die 
tJmsalzstouer am Schluss der Rechnung In elnam Betrag 
gasondert hmzuseteen und der geforderta Rechungsbe- 
trag, der die UmaatzsEcuereinschlletM, aufzuführen. 

(3) Für selbstständige Teilleistungen (Taillioferungen) kötman 
rach Vereinbarung TeiLrechhungon eingereichtworden. 

(41 Soweit Abschlags-oder Vorauazablungenveifliebart sind, 
sind In don Reebnungen hierüber der zutraffende Steuer- 
salz und die darauf anüallende Umsatzsteuer offen aus- 
zuweisen. Dlesü Stfluerbetrsge sind io der Schlussrech- 
nung vom Gesamtbetrag der Umsatzsteuer wlodor abzu- 
sotzan. 

14. Zaliiungsweise, Abtretunjj, Aufrechnung 
(zu §17 VOUB) 

(1} Skonlotfislen beginnen mit dem Tage dea Eingangs der 
Rechnungen (Eingangsstempel der zuständigen Kmp- 
fangsstella), jedoch 
a) bei Authaulfiislungen nldii vor dem Tage der Abnahme 
b) bei alfon anderen Lerstüiigoo nicht vor dem Tago der 

Erfüllung. 
(21 Der Recirnungsbelrag v;lrd ausschlieHlloh bargeldlos auf 

ein in der Rechnung angegebenes Konto gezahlt. 
(3) Der Auftraggeber lsl berechtigt, mit allen Gegenfordemn- 

gen - auch aus anderen Rechtsverhällnissen - aufzü rech- 
nen, Unter Vcrziclit auf das Erfondornis der GegeüsaWg- 
kell nacli § 3S7 BGB willigt dar Auftragnehmer ein, dass 
Forderungen der RundosTepubltk Deülsthland oder der 
Freien und HarrSflstadt Hamburg ah dein Auftragnehmer 
gegen Forderungon des Auftragrielnriörs an eine dieser 
Körpeiäcliaften aufgerechnel worden, gleichviel ob or die 
Llafarungen oder Leistungen allein übemommian hat oder 
als gesamtschuldnerisch haftendes Mitglied einer Ar- 
beitsgemelnechaft. 

1 b, Sicharhoitslcietung 
(au § 16 VOUe) 

(11 Ist für die AtrsfüIrrung der Verträge und die Durchsetz-irng 
von Mängolansprüchen eine ^llchürlieit vereinbart, so be- 
trägt sio 5v.H. der Vertregssumme. Sicherhellsboträge 
werden auf volle 1U.- Euro nach unten sbgenjndet. 

(2) Wird die Sicherlieit nicht hinnen 12 Werktagen nach 
Zuschlagsertellung geleistet, sc wendan von jeder Ab- 
schlagszahlung lOv.H, elnbehalton, bis 5v.H, der Go- 
srHrntauftragssumme erreich! sind. Werden Abschlagszah- 
lungen nicht geleistet, so wird der SIcherhaitshetrag von 
der Aijrechnlingsfiumme elnbehallen. 

(31 Die Sicherhell wird nach Ablauf dsf Vorjährungsfrisl für 
Märrgelansprüclie freigegeben, wonn während dieser 
Fri-st koine Mängel rter Leistungen festgestellt wonden. 
Warden vor Ablauf der Frist Mängel festgeRiellt, sa bleibt 
die Sicherheit bis zur Beseitigung der Mangel gesperrt 

1B. ätraitigkeilen 
(zu§1§VOL/E) 

(11 Bei Melniinasvorscliiedenheiten Is! zunächst die Ent- 
scheidung dör für die Abnahme der Leistung zuständigen 
Stella liorbeizufUhren. Die Entsdieidung gilt als' anor- 
kannt, wenn der Auftragnehmer nicht blnnan eines Mo- 
nats hiergegen haim Auftraggeber schriftlich Einwendun- 
gen erhebt- 

(21 Für dte Regelung der vertiegllchan und auUentertregr- 
ohen Boziehungen zwLschün den Vertragspartnarn gilt 
ausscliließlich das Recht der Bundesrepublik Deutsch- 
land unter Aüfifichluss des UN-Kaufrechts (CtSG). 

(3} Bei Auslegung dos Vertrages Ist äusst:lilrelllrch der in 
deutscher Sprache abgefasste V&rtragswortlaut verbind- 
lich. Erklärungen und Vtsrhandlungen erfolgen In deut- 
scher Sprache. 

(4) Gfirichtsslard für alle Streitigkeiten ün Kussrnmonhang 
mil dem Auftrags Verhältnis Ist J-iarrrbtprg. 

17. Goschäfts beding ungon des Auftragnehmars 
Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers, 
insbesondere ZaNungs- und Lieferbedingungen, Angaben 
über Erfüllungsort und Gerichtsstand, galten nur dann, vrenn 
sie vom Auftraggeber ausdrücklich und schriftlich angenom- 
men sind und den Geschäftsbedingungen de« Auftraggebers 
nldit widereprechan. Sovreit Allgemeine Gasch äfts beding uri- 
gen des Auftragnolimers Ändemngen odor Ergänzungen an 
den Verdingungsunterlagen belnlialtan, führt dies im RegoEfal! 
gertiäH § 16 Abs, 3 lit. H} bzw. § 13 EG Abs. 3 lll. dl VOUA 
zum Ausschluss des Angobots vom Vergabevartahren . 



EigenerkEärung £ut Tariftreue und zurZahiung eines 
Mindestlohnes gemäß g 3 Hamburg isches Vergabegeset^ 

Öffantiiche Aufträge über Bauleistungen und andere Dienstleistungen sowie Di er stleistungskonzess lernen 
vergibt die Freie und Hansestadt Hamburg gemäß g 3 des Ham bürg] sehen Vergabegesetzes (HmbVgG) nur 
an Auftragnehmer, die sich bei Angebotsabgabe schriftlich dazu verpflichten, 

1. ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser Leistungen .ein Entgelt zu 
zahlen, das in Höhe und Modaiitäten mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrages entspricht, 
an den das Unternehmen auf Grund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist {§ 3 Abs. 1 
HmbVgG). Entsprechendes gilt für die Beachtung des Tarifvertragsgesetzes, Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes und anderer gesetzlicher Bestimmungen über Mindestentgelte, 

2. ihrenBeschäfligten(ohneAuszubijdende)fürdieAusführungderLeistungaber mindestens ei n Ent- 
gelt nach § 5 des Hamburgischen Mindestlohngesetzes (HmbMinLohnG) in der jeweils geltenden 
Fassung zu zahlen fg 3 Abs, 2 HmbVG), 

3. imFallderArbeitnehmerüberlassungimSinnedesArbeitnehmerübertassungsgesetzesdafürzusor- 
gen, dass die Verleiher den Leiharbeitnehinerinnen und Leiharbeitnehmern bei der Ausführung der 
Leistung das gleiche Arbeitsentgelt gewähren wie vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mern des Entleihers {% 3 Abs. 3 HmbVgG). 

Wird die folgende Eigenerklärung trotz Aufforderung des Auftraggebers nicht vorgelegt, wird das Angebot 
von der Wertung ausgeschlossen (g 3 Abs. 4 HmbVgG). 

Der Auftragnehmer ! Anbieter erklärt hiermit: 

1. Die Beschäftigten meines/unseres Unternehmens (ohne Auszubildende) werden für die Ausführung der 
für diesen öffentlichen Auftrag erforderlichen Leistung mindestens eine Vergütung in Höhe des Entgelts 
nach g 5 Abs, 1 HmbMinLohnG (z. Zt. 8,50 €, Stand Juni 2013). Bei der Ausführung der Leistungen be- 
trägt die niedrigste Vergütung, die meine/unsere Beschäftigten erhalten,  , (brutto) pro Stunde, 

* ( ) und zwar nach folgendem Tarifvertrag:   
• { ) wobei eine tarifliche Bindung nicht besteht (Zutreffendes ankreuzen bzw. ausfüllen). 

Zudem verpflichte ich mich / verpflichten wir uns zur Einhaltung des Tarifvertragsgesetzes, des 
Abeitnehm er Überlassungsgesetzes und anderer gesetzlicher Bestimmungen Über Mindestentgelte. 

2. im Falle der Auftragsausführung durch Nachunternehmer oder Beschäftigte eines Verieihers veranlasse 
ich / veranlassen wir, dass der Nachunternehmer seinen Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung 
das gleiche Arbeitsentgelt gewährt wie vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern meines / 
unseres Unternehmens, Die Einhaltung dieser Vorgaben werden von mir / urts kontrolliert (g 5 Abs. 1 
HmbVgG), 

3. Ich habe/Wir haben die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 HmbVgG in Verbindung mit dem HmbMinLohnG 
sowie die möglichen Sanktionen gemäß g 11 HmbVgG bei schuldhafter Nichterfüllung der Verpflich- 
tungen aus g 3 Abs. 2 HmbVgG in der jeweils geltenden Fassung zur Kenntnis genommen (Vertragsstra- 
fe. sofern vereinbart; fristlose Kündigung des Vertrages oder Rücktritt vom Vertrag) und bestätige/n dies 
mit meiner/unserer Unterschrift. 

Ort, Datum Urrterschrift, Firmenstempel 



Eiaenerklärunq zur Zuverlässigkeit 

Der Bietor haLrnil Abgabe seirios AJigebotfts zum NEicliVtöis seinftr Zuverlaaaigkeil gemäß bzw, analog § 6 Abs. 5 lit. c) bzw. § 6 EG 
Abs. 6ÜL c) VOL/A urid § 4 Abs, 9III, b) und c) VOF eine EigenftTklärung abzugeben. Die Angaben wurden ggf. von dem öfTeiitlit^en 
,Auftraggeber durdi eine Auskunft aus dem Gewurioerentralregisler nach S 150a Ge^verbeordnung (GewG) überprüft. Der üffeniliche 
Auftraggeber iwird außerdem vor Entscheidungen über die Vergabe vors üefer- und Dienstlüialungen in den Fällen des § 7 des Ge- 
setzes zur EinndrSung eines Re^tislers zum Schul/ fairon Wettbewerbs {GRIW) vnm 17. September ^äOltl (l’lmbGVBI, 2013, S, 417) 
bei der zentralen Informationssielle der Finan/bebnrde der Freien und Hansestadl Hamburg abfragen, inwieweit Eiiitiagungen im 
gemetnsaman Register zum Sdiuiz des fairen Wettbewerbs der Länder Hamburg und GcJneswig-Holslein zu den für einen Zuschlag 
vergeeelienen Mieterinnen und Bietern, deren Gesohäftsfütirungen, Bewerberinnen und Bevrerbern ,sowie potenziellen Auflragnefi- 
merinnen und Auftragnetimom voriiegen, 

IclVwir erklären, 

a) dass idVwirden gesetzliciieri Plliehten zur Zahlung von Steuern und Abgaben ,sowe zur Zahlung der Beiträge zur gesetzlichen 
Sozial Versicherung (Kranken-, Unfall-, Renten- und Arbeitslosen Versicherung) nanhgekommen bin/sind, 

b) dass über meinAjiiser Vermogeri nicht das Insolvenzverfahnen oder ein vergleichbares gesetzlidios Vorfällen eroffnol oder die 
Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgeiehnt worden ist'-, 

c) dass ichMir zum Zwecke der Abfrage beim Register zum Schutz fairen Wettbewerbs gemäß § 5 Abs. 1 Salz t Nr. 2 i, V, m. § 5 
Abs, 2 des Haniburgischen Datenschutzgesetzes (HmbDSG) einwilligc(n), im polenziellen Auflragstall personenbezogene Daten 
(Name, Vorname. Geburtsdalum, efthurlsorl) der verantwortlich handelnden Personen (Gesctiäflsführer, gesetzliche Vertreter) 
zu benennen sowie die Zustimmung dieser Personen zur Weiterleiteng der erforderlichen Daten an den öffentlichen Auflragge- 
bür ein^holen. Ohne Einwilligung und Zustimmung kann der Zuschlag nicht erteilt werden, Soweit im potenziellen Auftragsfall 
Nachuntemahmer an der Aufirag.Sftrföllung beteiligt werden solisn, werdo(n) ich/wir von diesen eine gleichlautende Einwilligung 
sowie deren Zusiimmung ein boten, die erforderlictien Daten an den öffenlliclien Auftraggeber wellerzuleiten, Ohne diese schrift- 
lichen Einwilligungen und Zustimmungen werden Nachuntemohrner vom öffentlichen Auftraggeber abgelehnL Oie Erhebung und 
weitere Verarheiteng der Daten dient der Aufgabenerfüllung nach dem Ge,setzzur Einrichtung eines Registers zum Schutz fairen 
Wetihevrerhs (GRf\A'), 

d) dass (Zutreffendes bitte an kreuzen) 

D in den letzten drei Jahren Verteillungen im Sinne von § 2 Abs, 2 des Gesetzes zur Einrichtung eines Registers zum 
SchLiU fairen Wettbewerbs (GRfW) vom 17. September 2013 [HmbGVBi. 2013, £. 417) Vorgelegen haben (Abdruck des 
'5 2 Abs, 2 siehe Rückseite); es wurden Jödech Maßnahmen zur Selbstreinigung und zur Prävention ergriffen. Nachweise 
über diese Maßnahmen sind als Anlage(n) beigefügtA 

□ keifio Verfehlungen im Sinne von § 2 Abs. 2 dos Gesetzes zur Einrichtung eines Registers zum Schutz fairen Wctlbe- 
werbs (GRlW) vom 17, Soptember 2Ü13 (HmbGVBi, 2013, S, 417) vortiegen, die meinenfunscrert Airsschluss vom Weit- 
hewerb rechtfertigen könnten. 

e) dass icb/wir ln den letzten drei Jahron nicht gern, § 21 Abs. 1 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegaien Be- 
schäftigung (Sctiv^arzArbG) oder gern, § 21 Abs. 1 Arbeiteohmerentserdegasotz (AEnlG) mit einer Frolheitsstiafe von mehr als 3 
Monaten oder einer Geldstrafe von mctir als 90 Tagessätzon oder einer Geldbuße von mehr als 2.5ÜÜ Euro belegl ^vnrden bin/sind. 

!) dass ichfwir von derzeniraien Informafionsstelle der Finanzbehorde der Freiun und Hansestadt Hamburg nicht nach bzw. analog 
g Ö Abs. 5 IlL o) bzw. § 6 EG Abs, 6 Jii, c) VÜL/A und § 4 Abs, 9 lit. b) und c) VOF von der Teilnahme am Wettbevrerb ausge- 
schlossen worden btn/sind, kein Eintrag im gemeinsamen Register zum Schulz des fairen Wettbewerbs der Länder Hamburg 
und Schloswig-Hcistein oder in vergleichbaren Registern anderer Bundesländer erfolgt ist. 

g} dass dem Angebot nur die eigenen Preiaermrttlongen zu Grunde liegen und dass mit anderen Bewerbern Vereinbarungen vreder 
über die Preisbildung noch über dio Gewährung von Vorteilen au tufitbewerber gelroffen sind und auch nichl narfi Abgabe des 
Angebots golrotfen weiden, 

h) dass die aligemoinen Preis Vorschriften, insbesondere die VO PR 3D/53 vom 21.11,1953 sowie das Gesei/ gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen vom 26.03,1993 (beide in derjeweiis gültigen Fassung), beachtet worden sind, 

MIrfuns ist bekannt, dass die Nichtvoriago oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärung zu rneinemfunserem Ausschluss 
vor künftigen Vergabeverfahren der Fralon und Hansestadt Homburg sowie zur Kündigung eines etwa erteiften Auftrags 
führen kann. 

Ich/wir verpfitchte(n) michtens auch, die vorstehende Erklärung von Nach Unternehmern zu fordern und diese vor Zustim- 
mung des Auftraggebers zur Weiterbeauftragung vorzufegen. 

(Unterschrift und ggf, Stempel) 

' Sutlte das tnsolvenzvorfahrert oder ein verglelcäibares gesetzliches Veftahren eröffnet oder die Eröff-nung beantragt nder Ji^ Antrag 
mangels Masse ahgsäehnt wden sein, sind zusälzÜLJie Unterlagen mnzumlutieß, die geeignet sind, die linauzlelle LeistengsfätilgkeiL des 
Untsnehmons IselegeJi, Diese Untfiriagen müssen der Vergehestelle die Möglichkeit gebari, zu prüfen, ob das Unlemehmen dazu in der Di- 
ge ist, den zu vergebenrian Auftrag zu oftüllen. Fehlende Nachweise können zum Ausschluss aus dem Iamtenden Vrjrgnbevärfahren führen, 

3 Wird diese Möglichkeit, angekreu/t, sind Unlcriejen zwingend beizufügen und ggf, zu erläutern. Fehlende Nachweiso können zum Aus- 
schluss aus dem laufender Vergabsveftahren fühmn. 



Auszug aus dem Gesetz zur Einrichtung eines Registers zum Schutz fairen Wettbewerbs (GRfW): 
§ a Zentrale Informationsstelle, In halt des Registers 

(1)   
(2) In das werdsn die naahgcwlcsiRfien küfruptionsnolmaniRn udsr aonaüfle Recfit'5vwslüßft Im Gesebäfeverkehr nder mtl Bezug zum Gn- 

sctiä1tsvert!ehi'(schwnre Verfehlungen J eingef ragen. Brigetragen werden; 
1. ShaFtatöi ne:h 

a) S1003 dos SfroTgaaelibuches (StG9) (AligeordiietenbestDohufig), 
h) §512aj2aa,129hSiGB(BlldLsi5kriminellerodfirtBrfft!isllscberVeranigungen), 
ü) |lS0StGB (Fjilsülie Versinherung an Ekles Staüt), 
d) 5 2f>1 StGB (Geädvräschc; Versdifeierurig unnK^ilmäRlg erlamgler ^ermögonsworte], 
e) gS 2S3, 263a. 2n4, 2S5li, 266 StGB {Betrug und Ualreue), 
f) §26fki StGB [VofenlbaÜrsn und Vefunkeuen von Arbtiitsenl^el!), 
g) 267,266,269,271,273 StGB (Urkiindmilälschutiflen), 
ti) 263,2&3b, 263t, 263d StGB (InMlvenzstraftatcnj. 
[) §5295,299SlGB(SüaftaJenfles3ndon Weltbaverb), 
I j g 319 StGB (Baugefährdung), 
k) 324,324a, 326,32Sa, 326,327,326,329,330.330a StGB {Gtraftaton gogäi die Univielt), 
l) gg 331,332,333,334 StGB {Kann.jfj1if]nsdaliSrie), 
iinabJiängig von dar R)t?n der BelelligufiatTätcrgoirnftuüärTeälnahme im Sinnrr des Strafgesetzbuches); 

2. Etraftatcn nadh 
a) ^ 37Q der .Abgahcfirydnirng in der Fassurig vorn 1. Oktober 2002 (BGBl. 26021E. 3669,26031G. 01}, zuletzt geändert am 21. Juli 2012 

(BGBl, I a, 1560,1675), in dcijeviells gellenden Fassung (Steuerhinteraehufig), 
6) gg 19, 20, 26a, 22 des Gesetzes über lib Krxitrolle von Kriegswratfflri vüni 22. November 1990 (BGBl. I S. 26Ü7), zukitzt geändert atu 

27, Juli 2011 (BGBl, IG, VM. 1637), In deriewtHs gellerideii Fassung, 
c) gSddesAiißKnrwIrfecharisgesetzes (AWG) In der FassunQwm2fi,Atal2069(8GDl,IG,1161),zuletzt geändertamlZÜezembe;-2012 

(BAnz. AT 20t? V1). In der jeweils galtentferi Fassuriij, 
(fi ggiO, t.5:i rJes ArneitiieäimarübnriaBaungsgesetzes iAÜG} m der Fassung vom 3, Februar 1395 (BGBl. I S. 1S3), zidelzt geändert am 

20, Dezembor 2011 (BGBl, I S, 2654, 2923), ln der jeweils gdt&nrfnn Fassung (Ver- und Erdleih auslänrtSschsr LdbatJiLiilfififimer-cSine 
GenEhmlgung), 

e) gg 6 bis 11 dea SchwarzaibestsbcStänifiFongsgeselZES (Gchwar^rtiG) vom 23. Juli 2604 (3GBt. IS, 1342), zulotzi geänderl an 21. Juli 
äl2 (BGBl, IS, 1660,1573), in derfev^ils gdteriden Fassung, 

ff g 331 des Flnndeisgesetzbuchs in der jeweils geltendtsn Fassung (Unhchlige Darstellung), 
g) gg3a9,400,40ldcsAktlengeselzes(AktG}vem6,Septeämherl965(BGS|.|S.10a9),zuletilgoand(irtiirri20. Dezember 2012 (B'GBI. I 

S. 2751,2753), tu der jeweils gdjtendan Fassurrg (Hatsche Angaben; unriebtigo Darstellung; Pllidhtverleizung bei Verlust, Überschuldung 
ü(fef Zahliingsiinfätiigkeit), 

b) Adikfil 2 g 2 des Gesetzes zirr Bekämptuiig mtematiunaler Bestechung vom 10. Sspfember 1096 (BGBl, IIS. 2327) In der fevreils gatlnn- 
den Fassung (Brstechung ausländischer Abgeoidneler im Zusammeriiiang milinternalienalern geschätJichen VarVohr), 

unabhängig ven der Form dor Beldllgung (Täleischaft oriorTeilnahme im Sinnr? dos Strafgesetzbuches); 
3. Ordnungs'Atfdrfgkditpn nach 

a) §33AWG, 
b) g16AÜG, 
c) g 3 SchwarzArbG, 
d) g 23 des Arbnitrietimer-Entsendegesn'zRs vom 20. April 2009 (BGBl. IS. 790), zufelzt grsärideit am 25. NnvembEr2012 (BG3LIIS. 1361, 

1382), In der jeweils gcliendan Fassung, 
e) g 16 dos Mindestaiteitstiedingungongeaetzies vom 11. Januar 1952 (BGBl. III802-2), rrrlelzl geändert sn 22, Apnl 2009 [BGBt. IE. 616), 

in rler jeweils gcItcndHu Fassung, 
f) g 61 Atisnti 1. Absatz 2 Rummor 1 und Absatz 3 dos Grisetzes gegen lAk-ttbowertsibeschränkungEn ln dfir Fassung vom 15, JuS 2005 

(BGBl, 2005 IS. 2115,2009 1 5.3650), zuletzt geändert am 5, Dpiernber 2012 {BGtfl, 1S. 24Ü3), in der jeweils geltenden Faeeung, 
g) g 146 Absatz 1 ds GewrjThen.'dnufig in der je wolle geltenden Fassung, 
h) g 404 Absatz 1 des Ddtlen Buches SozialgKäetzbuüh vom 24, März 1997 (BGBi, I 'S, 594, 595), zuletzt geändert am 20. Dezemb® 2012 

(BGBl. 13.2761), in drjr jeweils geltenden Fassung; 
I) g 136 das Geaelzfis über Orddungsividrigkeiten (OWIG) in dsf Fassung vom 19, Februar 1937 (BGBl. I S. 603), zuletzt geändert am 

29, Juti 2009 (BGBl. IS, 2353,2354), in drs-jEVAfells geätendeji Fassung, sorweil sich die Tinleriassene Aufsrehtsmaßnähme auf eine der in 
Nummern 1 und 2 genannten Straftaten oder eine der In den Buchstabefi a bis h genannten ürdnungswidrigkellen bezieht; 

4. verglsschbar schwom Verfehlungen, inshosondere vorsätzliche odcf grob fahrlässigeFalscherWärungen 
a) zum Vorllegeii von schworen Verfehlungen und Einträgen Im Register nach g 1 Absatz 1 oder vergloictibaren Regpslem, 
b) zur Einhaltung der Tariftrerie und der BeaKmmungen über einen geaelzllcben Mindestlohn oder 
c) ziirBsachtnngderKomarbfiitsnormenderlnlKmatlüiiatenArbeitsojganisafDfi;, 
süAeil sie dem Unlemehmeti nach Abealz 4 zuzurechnon sind und sovreil die Geschäflstätlgkeltm des betroffenen Untemehmeiis einen Be- 
zug zur Vergabe öftentlictier Auftr^e aufweisHi. Einem Verstoß gegen diese Versebriften sichen Verstöße gegen vergloichbaie Straf- oder 
ÜrdnurvgsvJddgkeltstatboständf! anderer Stoafon g|tMi, Die Eintragung umfasst gegebenenfalls auch di?n Infolge der schwer^ Verfehlung 
ausgesprochersen Auaschluss des Untemehrnefis von der Vergabe öffenllicher Aufträge (Einzelaussohluss, Vcigabaspeme) gemäß g 6, 

(3) ,„, 



Frkläruna der Bietememeinschaft 

für Nr. 2016000090 über Unterstützung im Zentralen Rechnungseingang der Freien und 
Hansestadt Hamburg 

Wir, die nachstehend aufgeführten Unternehmen einer Bietergemernschaft, 

Gesciiäftsführendos 
Mitglied     

Mitglied 

Mitglied 

Mitglied 

beschließen, uns im FalSe der Auftragserteilung zu einer Bieter^/ Arbeitsgemeinschaft 
zusammenzuschließen. 

Wir erklären, dass 

1. das oben bezeichnete geschäftsführende lUlitgtied die Bietergemeinschaftsmitgli eder 
gegenüber Finanzbehörde rechtsverbindlich vertritt, 

2. das geschäftsführende Mitglied berechtigt ist, mit uneingeschränkter Wirkung für jedes 
Mitglied Zahlungen anzunehmen und 

3. alle Mitglieder für die Erfüllung des Vertrages als Gesamtschuldner haften. 

, den 



Veröffentlichung von Verträgen, Vereinbarung eines Rücktritts rechts 

und Kennzeichnung von Betriebs^ und Geschäftsgeheimnissen 

nach dem Haniburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) 

bei Vergabeverfahren nach VOL, VOF und nach der Beschaffungsordnung {BO) 

L Anwendungsbereich 

Nachfolgende Musterfornnulierungen sind in allen fömilichen Vergabeverfahren mittels dieses Formblatts 
zum Bestandteil der Vergabe unterlagen zu machen. Bei Freihändigen Vergaben sowie bei frerberuf liehen 
Leistungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 BO Ist alternativ eine der unten unter II. stehenden Fonoulierungen und 
der Te>ft unter III. in geeigneter Form in den Vertrag aufeunehmen. Bei Vergaben, die mit dem elektroni- 
schen Bestellwesen abgewickelt werden, werden diese Vorgaben vorrr System bereits berücksichtigt 

II. Wirksamkeit und Veröffentlichung des Vertrages^ Rücktritts recht 

{Zutreffendes ist von der Vergabestelle anzukreuzen:) 

n Dieser Vertrag ist ein Vedrag der Daseinsvorsorge (§ 3 Abs. i Nr. 4 HmbTG) oderein Vertrag, 

an dessen Veröffentlichung ein öffentliches Interesse besteht und dessen Veröffentlichung die wirtschaft- 
lichen Interessen der Freien und Hansestadt Hamburg nicht erheblich beeinträchtigt (§3 Abs. 2 Nr. 1 
HmbTG). 

Der Gegenstands wert liegt über (netto) 100,000 Euro (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 HmbTG). Damit gilt: 

1. Dieser Vertrag unterliegt dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) und wird nach Maß- 
gabe der Vorschriften des HmbTG im Informationsregister veröffentlicht werden, Zudem kann er 
Gegenstand von Auskunftsanträgen rach dem HmbTG sein, 

2, Verträge, die unter g 10 Abs. 2 HmbTG fallen, werden erst einen Monat nach ihrer Veröffentli- 
chung im Informationsregister wirksam. Die FHH kann binnen dieses Monats zurücktreten, wenn 

■ der Freien und Hansestadt Hamburg nach der Veröffentlichung des Vertrages von ihr nicht zu 
vertretende Tatsachen bekannt werden, die sie, wären sie schon zuvor bekannt gewesen, dazu 
veranlasst hätten, einen solchen Vertrag nicht zu schließen, und ein Festhalten am Vertrag für 
die Freie und Hansestadt Hamburg unzumutbar Ist. 

E! Dieser Vertrag ist kein Vertrag der Dasei ns versorge {g 3 Abs. 1 Nr. 4 HmbTG) und auch kein 

Vertrag, an dessen Veröffentlichung ein öffentliches Interesse besteht und dessen Veröffentlichung die 
wirtschaftiiehen Interessen der Freien und Hansestadt Hamburg nicht erheblich beeinträchtigt (§ 3 Abs. 2 
Nr. 1 HmbTG) 

oder der Gegenstandswert liegt unter (netto) 100,000 Euro (g 9 Abs, 2 Nr. 1 HmbTG). Damit gilt: 

1, Dieser Vertrag unterliegt dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen, die nach derzeitiger Bewertung jedoch nicht gegeben sind, wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG im Informationsregister veröffentiiehf, 

2. Unabhängig von einer möglichen Veröffentlichung kann der Vertrag Gegenstand von Auskunfts- 
anträgen nach dem HmbTG sein. 

Mt. Kennzeichnung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen; Haftung 

Der Bieter ist gemäß § 7 Abs. 3 HmbTG verpflichtet, bereits im Angebot die Dokumente in geeigneter 
Ferm zu kennzeichnen, welche nach seiner Einschätzung Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse enthalten, 
und dies ggf. zu begründen. Für durch die Verletzung eines Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses bei 
der Veröffentlichung im Informationsregister oder Herausgabe- auf Antrag nach dem HmbTG entstehende 
Schäden haftet die Freie und Hansestadt Hamburg nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.  



Bsschaffung und Strategischer Einkauf für Hamburg 
Hamburg 

Top 10 

Fahler bei der Angebotsabgabe 

Die Praxis zeigt, dass oft gute Angebote aufgrund von Verstößen gegen das Vergaberecht ausge- 
schlossen werden müssen. Diese Hinweise soilen ihnen dabei helfen: öin sog. ^jbedingungsgemäßes 
Angebot abzugeben und häufig gemachte Fehler zu vermeiden. 

Welche Fehler werden häufig gemacht? 

Piatz Fehier Beispieie/Hinweise 

1 Änderungen Änderungen, Ergänzungen und Streichungen an dem vorgegebe- 
der Vertragsunterlagen nen Text der Leistungsbeschreibung und der anderen Vergabeunter- 

lagenführen zum Ausschluss des Angebotes. 
Bei Fragen zu Unstimmigkeiten oder ünvülSständigkeiten im Leis- 
t LI ngs Verzeichnis oder den sonstigen Vergabe unterlagen richten Sie 
steh vor Angebotsabgabe schriftlich (Telefax oder E-Maii) an die 
Vergabestelle. 

Beispiele aus der Gebäudereinigung; 
a. falsche Reinigungshäufigkeiten 

h.. Reinigungsmittel, die nicht kompatibel oder für das Objekt geeig- 

net sind 

c. es wird eine Flächen des Infektion angeboten, obwohl diese aus- 

drücklich nicht erlaubt ist 

d. keinegewerbiicheWaschmaschine 

e. Hinweise aus den Ergänzenden Regelungen werden nicht im 

Konzept berücksichtigt 

2 Angabe nund Bis zum Ende der Angebotsfrist müssen Sie die in der Aufforderung 
Erklärungen fehlen zur Abgabe eines Angebotes angegeben Nachweise und Erklärungen 

mit derri Angebot in der angegebenen Form vollständig Vorgelegen. 
Wir dürfen nach dem Vergabereoht fehlende Nachweise und Erklä- 
rungen nur in Ausnahmefällen nachfordern. 

3 FehlerhafteKonzepte BeispieleausderGebäudereinigung: 
a. widersprüchliche Angaben im Reinigungskonzept 

b. geforderte Angaben zu Geräten/Maschinen werden vergessen 

c. Reinigungskonzepte sind nicht Objektspezifisch und werden 

aus anderen Angeboten wieder verwendet 

4 Die Angebotsfrist wird Wenn Sie ihr Angebot nicht innerhalb der Angebotsfrist atageben, 
nicht eingehalten kam es nicht gewertet werden. 

5 Das Angebot ist Wenn Sie Ihr Angebot nicht unterschrieben abgeben, kann es nicht 
nicht unterschrieben gewertet werden Bei elektronischen Angeboten müssen Sie den 

Mantelbogen unterschrieben einreichen oder eine elektronische Sig- 
natur einrichten. 



6 Eigene AGB 
beigelegt 

Es dürfen keine eigenen AGB des Bieters beigefügt sein, dies gilt als 
Veränderung der Vergabeunterjagen und führt nach dem Vergabe- 
recht zwingend zum sofortigen Ausschluss, 

7 Einige Preisangaben 
fehien oder sind nicht 
zweifelsfrei zu identifi- 
zieren 

Fehelende Preisangaben führen grundsäUilch zum Ausschluss. Nur in 
Ausnahmefallen sind wir berechtigt, eine unwesentliche Preisa»gä- 
be nachzufordern. 

8 Nebenangebote Wenn Nebenangebete zugelassen sind, müssen Sie diese als eine 
gesonderte Anlage beigefügen und gesondert unterschreiben. Zu- 
dem wird die Kennzeichnung als Nebenangebot empfohlen, 

Den Nachweis der Gleichwertigkeit (z. B. Produktdatenblätter, techni- 
sche Beschreibungen des Herstellers) müssen Sie bei der Angebots- 
abgabe erbringen, 

g Kalkulation a. Es werden nicht die vorgeschrrebenen Rechnungsgrößen (z,B 

kalkulatorische Abrechnungstage) zu Grunde gefegt, 

b. Vorgegebene Felder werden nicht ausgefüllt 

c. Bei der Aufklärung durch die aus sch reibende Stelle werden nicht 

alle Fragen (fristgemäß)beantwortet, 

10 Fehlerhafte Referenzen Die Referenzen sind älter als gefordert oder nicht dem Auftragsvo- 
lume n/-gegen stand entsprechend. 

Wie können Sie Fehler vermeiden? 

Nutzen Sie unser Angebot, elektronisch zu arbeiten. Die Vergabe unterlagen und das Angebotsformu- 
lar können Sie online kostenlos erhalten, bearbeiten und auch bei uns sinreichen. 

Die elektronische Vergabe bietet für Sie viele Vorteile: 
• Sie können Ihre Angebote ln der eVergabe erstellen und mittels elektronischer Signatur 

oder Mäntelbogen rechtsicher unterzeichnen, 

• Fast alle zum Angebot gehörigen Dokumente können in die elektronische Vergabe hochge- 

laden werden. 

• Durch die automatisierten Prozesse der elektronischen Vergabe sparen Sie Zeit bei der Be- 

rechnung der Angebotspreise und vermeiden einige mögliche formelle Fehler, die zu einem 

Ausschluss führen könnten. 

Wie geht das? Beim ersten Zugang zur elektronischen Vergabe registrieren Sie bitte Ihre Firma beim 
Ham bürg Service. Eine Anleitung zur Firnienreglstrierung finden Sie beim Ha.mburgService in der 
Hilfe. Den HamburgService finden Sie unter: 
httPs://Qatewav.hambura.de/HamburaGatewav^FVPfApplicationflndey.as^ 

Wählen Sie im Anschluss die Dienste „Ausschreibungen“ aus, 

Fragen? Wir stehen Ihnen gerne unter der Funktionspostfach 
ausschre1bunaen@fb.hamburg,de zur Vertügung^^^^^^^^ 

Wir freuen uns auf Ihre bedinaunasaemäßen Angebote! 



iSch riftu die Angebotsabgabe: 
Diesen Vordruck bitte ausgefültt und unterschrieben einreichen. 

mektronische Angebotsabgabe: , 
Mittels Abgabe über Mantelbogen bzw. digitaler Signatur ist dieser Vordruck nicht auszufuilen, er 
bleibt jedoch inhaltlich (insb. Punkte 1 bis 0) Bestandteil der Vergabeunterlagen. 

Mame und Anschrift des Bieters; 
Telefon: Fax: 
E-Mäi[; Internet; 
Sachbearbeiter; 
Anschrift und Telefon des Vertreters in Hamburg (nur bei auswärtigen Finnen): 

Freie und Hansestadt Hamburg 
Finanzbehürde Hamburg 
Gänsemarkt 36 20354 Hamburg 

Angebot 

Ausschreibung Mr. 2Ü15000090 

1 Die Ausführung der ih den Anlagen dieses Angebots Vordrucks beschriebenen Leistungen wird zu den eingesetzten 
Festpreisen ohne Umsatzsteuer angeboten. Diesen Preisen wird die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe 
hinzugerechnet, Die Preise sch ließen alte Nebenkosten ein. 

2. An dieses Angebot hält sich der Bieter bis zum Ablauf der Bindefhst (siehe Aufforderung zur Angebotsabgabe) 
gebunden. 

3. Dem Angebot liegen die 

3) Leistungsbeschreibung, 

h) Hamburgischen Zusätzlichen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (HmbZVB-VOLyB) - in der 
jeweils gültigen Fassung, 

c) Aufforderung zur Angebotsabgabe einschl. Hamburgische Bewerbungsbedingungen für die Vergabe von Lsistungen 
(VOL) - in der jeweils gültigen Fassung, 

d) Allgonteinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VüUB) - in der jeweils gültigen Fassung, 

e) Eigsnerktäru’ngen 

zu Grunde. 

Bei Widersprüchen gelten dio Vertragsbestandteile nacheinander in der angegebenen Reitiertfolge. 

4. Unentgeltliche Nebe nierstu ngen (Zugaben) werden ausgeschlossen und führen zum Ausschluss dee Angebots. 

5. Besondere Bemefkungen des Bieters (ggf. auf gesondertem Blatt); 

6. Anlagen zuin Angebot: 



Angebote, die nicht unterschrieben $ind, gelten als nicht abgegeben. Wird das Angebot unvollständig oder 
unrichtig ausgefüllt, fehlen geforderte Nachweise Odor sind Anderunget; des Bieters an seinen Eintragungen 
nicht zweifelsfrei, so kann es vom Wettbewerb ausgeschlossen werden. 

Es wird gebeten, die für Eintragung von Preisen vorgesehenen, aber vom Bieter nicht ausgefüllten Felder zu 
entwerten. 

...i den .. 
' (Stempel Lind Unterschrift] 



Produkte/Leistungen 

Alte Preise slruf olmc Umsatzsteuer oinzugeben 

1 Tages)] au schale 

Arutubieten ist oin Pauschalpreis pro Tag* 

USt. I%] Menge 

1.0Ü 

Einheit 

Pause haJe 

EinzelpreisGesamtpreis 
[EUR] [EUR] 

pro i ,ÜQ 
Rau schale 



Bewertungskriterien in den Eignungs- und Zuschlagskriterien: 

Die Auswahimöglichkeit "Keine Auswahl getroffen" ist tür die elektronische Angebotsabgabe 
notwendig. Sie weist den elektronischen Bieter darauf hin, dass noch etne Antwort auszuwählen ist. 
Beim Druck der Vergabe unterlagen lässt sie sich aber nicht ausblendeii, so dass sie auch für den 
koiwentionellen Bieter sichtbar ist. 
Bitte berücksichtigen Sie bei der Beantwortung der Fragen, dass dieses Auswahtteld nicht 
anzukreuzen ist. 

Um Missverständnissen bei der Beantwortung der Fragen vorzubeugen, werden nachfolgend 
mögliche Kombinationen aus "Mussangaben” und "K.O.^Kriterien" ertäutert; 

Keine Mussangabe: 

Die Bezeichnung „[Mussangahe]" steht nicht hinter der Überschrift der Frage, 

„K.O.^Kriterium: Nein" 

Der Bieter muss in der Regel zunächst keine Angaben machen. Müssen auf Grund der 
Konstellation der Fragen ^ z.B. bei „Wenn ja‘-Fragen - Angaben gemacht werden, entscheiden 
deren Form -- z.B. Zahl oder Text - und Inhalt über einen möglichen Ausschluss. 

Es wird darauf hingewiesen, dass es möglich ist, dass auch Fragen ohne die Kennzeichnung 
[Mussangabe]'' zwingend zu beantworten sind. Dies ist beispielsweise bei den „Wenn ja:"-Fragen 

zwingend erforderlich. Diese werden zur Mussangabe, wenn die entsprechende vorhergehende 
Frage rnit „ja " beantwortet wurde. 

Mussangabe: 

Die Bezeichnung „[Mussangabe]" steht hinter der Überschrift der Frage, 

Wird bei einer als Mussangabe gekennzeichneten Frage keine Angabe gemacht, kann dies zum 
Ausschluss führen. Wichtig ist, Angaben in der geforderten Art und Weise zu machen. 

„K,0.“Kriterium: Ja'' 

Der Bieter muss eine Angabe machen. Die Form und der Inhalt der gemachten Angabe entscheiden 
über einen Ausschluss. 

„K.O.-Kriterium: Nein“ 

Der Bieter muss eine Angabe machen, ln der Regel ist deren Form und Inhalt aber nicht 
ausschlaggebend für einen Ausschluss. 

Hinweis: 

Bei Zweifelsfragen wenden Sie sich bitte an die Vergabestelle. 



Eig nungskritehen 

1 Allgemeine Fragen 
Mlni^ätpunKi-^-^hl; o 
M^iXhnrJlfXiJlKi/yhll.n 

1.1 Vollständiger Name und Anschrift des Unternehmens [lUtussangabe] 
MlnJeaipimKi^iiTil; n 
MBKmBlpunktzaN: Ü 
K.n.-kriLftrIum: N^ln 

Bitte geben Sie hier den vollständigen Firmennamen sowie die Firmenadresse anl 

1.2 Kontakbdaten Ansprechpartner des Unternehmens [Mussangabe] 

MAnmBlpuAk^tiC: 0 
k.O-KTlnariuni: N*ln 

Bitte geben Sie hier den Namen, die Teiefonnummer und die E-Mait-Ad resse des für diesen Auftrag zuständigen 
Ansprech Partners ap. 

1.3 GeschäftsfUhrerdes Unternehmens [Mussangabe] 
Müidcu^punkbÄiliL Q 
Uajdm5dpun};^tiL U 
K.O.-lQ^ktMUm: N^yn 

Bitte geben Sie hier die Namen aifer Geschäftsführer des Urrternehmens an. 

1.4 Handelsregister und Gerichtsstand [Mussangabe] 
MindftSlpUrilitiüjit; 0 
Maj{ini3lpunE{UH]iL 0 
K.o,'"j<)fJrtrium; Nem 

Bitte geben Sie die Nummer des Hand eisreg iatere intrag es sowie das zuständige Gericht an. 

1.6 Kleine oder mitteiständische Unternehmen (KMU) 

MBiXj'malpurtktz^; 0 
K.O.-Kfftsriuiiir N=in 

Ist ihr Untemohmon ein kieines oder mitteistärrdisches Unternehmen (KMU) im Sinne der EU-Kritenen? 
(Ein Unternehmen giit als KMU, wenn es weniger ais 25Ü Mitarbeiter beschäftigt und der Umsatz weniger ais SO 
Mio, € oder die Bilanzsumme weniger ais 43 Mio. € beträgt.) 

[ J Keine Auswahl getnoffen (Q) 
[IJa(O) 
[INein (0) 

Nurcinu Anlwort wüJbur 

2 Einzureichende Unterlagen 
Min^Q&lpunkizahl: 0 
Ma^dmalpjji^klzahl: □ 

2.1 Blefergemcln Schaft 
r.iindäE-1piinktzaN: Ü 
M^otvriBlpunklzahl: □ 
KO.-Kriterium: Mein 

Wenn zutreffend: Haben Sie dem Angebot die ausgefuilte "Erklärung der Bietergemeinschaft'' beigefügt? 
WICHTIGER HiNWEiS: Diese Frage ist ausschließlich mit "Ja" oder "Nein" zu beantworten. 

] Keine Auswahl-getroffen fO) 
^ Ja (0) 

Nein (0) 

Nuf pirit: /M>Lwöit wähllpar- 

3.2 ErklärungznrZuveriassigkelt[Mussangabel 
MindBGitpunktznhl: (t 
Maylmatpunktzahl: U 
K.O.-Krilcmim Ju 



Die Erklärung zur Zuverlässigkeit ist dem Angebot unterschrieben beigefügt, WICHTIGER HIRWElS; Diese Frage 
ist ausschließlich mit ■‘^a" oder "Nein“ zu beanlwarten. 

t ] Keine Auswahl getroffen (0) 
[]Ua(0) 
[ ] Nein (D) 

tüur cinf?/W1[VKJl wählbar 

2.3 Referenzen [Mussaiigabe] 
fsimtlttalpunklzahl: u 

K^Ü.-KritariiJin: Ja 

Ist dem Angebot die gern, der Leistungsbeschineibui-ig geforderte Referenzliste beigefügl? WICHTIGER HlNWEISr 
Diese Frage ist eussehiießlich mit "Ja" oder “Nein" zu beantworten. 

[ I Keine Auswahl getroffen (0) 
[IJa (D) 
[]Nein(0J 

Mureino Anlwcitl'-vfllnlhar 

2.4 Elgenerkläruiig Mindestlohn [Mussangahe] 
MinocytnunKtzahh ö 
Mayim^punt(tz?ilii; ^ 

Ja 

Sofern erforderlich: Ist dem Angebot die geforderte Eigenerklämng zur Tariftreue und zur Zahlung eines 
Mindestlühnes gemäß § 3 Hamburgisches Vergabegesetz beigefügl? 

Oder: ist dem Angebot die Erklärung zur Befreiung von den Eigenerklärung zur Tariftreue und ztrr Zahlung eines 
Mindestlohnes gemäß § 3 Hamburgisches Vergabegesetz beigefügt? 

WICHTIGER HINWEIS: Diese Frage ist ausschließlich mit "Ja" oder "Nein" zu beantworten. 

[ ] Keinfj Angabe 
[]Ja 
I ] Nein 

NurcLu^f Asii^liwürt wählbar 

2.5 Erktärmigen und Nachweise [Mussangabe} 
U'i;tfjaf;lpunktzahl: 0 
MEärnalpiinWi'-ahl: □ 
k^U.-Krharium: Ja 

Ist dem Angebot die EigeneiKiäujng oder der Nachweis, dass bei der Auftragserfüllung eine Mindestquote von 
50% Menschen eSnsetzt wenden, die eine besondere Schwöre d^?r Behindenung (ab etnem Grad aef BehEnderung 
von 5Q%) aufweisen oder die die Anspruchsvoraussetzungen für die Beschäftigung \n einer WerkstaU für 
behinderte Menschen gemäß § 136 SGB IX erfüllen, beigefügt? WICHTIGER HINWEIS: Diese Frage ist 
ausschließlich mit "Ja'' oder "Nein“ zu beantworten. 

I ] Keina Angrafte 
n Ja 
U Nein 

Wur ninc wählbar 

Zuschlagskriterien 

1 Siehe Ziffer 1.12 der Leistungstaeschreibung. 
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Fitianzljeliärdo Hamburg Leistiingstiescf^reibunG 

1 AllgemäineSj Angebotsanforderung und -Wertung 

Die Vergabesteile weist darauf hin, dass der Bieter gern. § 2 der Bewerbungsbedingungen 
für die Vergabe von Leistungen (VOL) die Vollständigkeit der Vergabeunteriägen nach Erhalt 
zu prüfen hat Werden vom Bieter inhaltliohe Unstimmigkeiten oder Unklarheiten, die die 
Preisermittlung beeinflussen, festgestelli, so hat er sich unverzüglich an die Vergabestelle zu 
wenden, 

Die Finanzbehörde schreibt diese Dienstleistung auf der Grundlage von § 1 EG Abs. 3 
VOL/A (vgl, Anhang I B, Kategorie 22) i.V.m. § 4 Abs, 2 Nr. 2 VgV aus. 

1.1 Ausschreibungsziel 

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) - Finanzbehörde - als Auftraggeber (AG) beab- 
sichtigt den Abschluss eines Vertrages für die Unterstützung im -ZRE (Zentraler Rechnungs- 
eingang). 

1.2 Ausschreibungsumfang 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Unternehmen, die bei der Auftragserfüllung 
mit einer Mindestquote von 50% Menschen einsetzen, die eine besondere Schwere der Be- 
hinderung (ab einem Grad der Behinderung von 50%) aufweisen oder die die Anspruchsvo- 
raussetzungen für die Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen gemäß % 
136 SGB IX erfüllen. 

Benötigt werden bis zu 30 Mitarbeiter zur Unterstützung des zentralen Rechnungseingangs der 
FHH. 

1.3 Nebenangebote 

-entfällt- 

1.4 Bieter gemeinschaft 

Bietergemeinschaften sind zugelassen. In diesem Fall ist die beigefügte „Erklärung der 
Bietergemeinschaft" ausgefüllt und unterschrieben mit dem Angebot bis zum Ende der 
Angebotsfrist einzureichen. 

1.5 Nachunternehmereinsatz 

Der AN darf die Ausführung der Leistung oder wesentlicher Teile davon jeweils nur mit vor- 
heriger schriftlicher Zustimmung des AG an andere übertragen. 

Die Verantwortung für die Auswahl der Nachunternehmer und die Gestaltung der Unterauf- 
träge liegt heim AN. 

Der Bieter muss im Angebot benennen, welche Leistungen an Nachunternehmer abgegeben 
werden seiten. Auch für den/dle Nach Unternehmer sind von Ihnen Angaben gern. Ziffer 1,6 
dieser Leistungsbeschreibung zu machen. 

Des Weiteren gelten die Bestimmungen des § 5 HmbVgG. 
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1.6 Muster 

-entfälit- 

1.7 Eignungsbezogene Erklärungen und Nachweise 

Für die erforderliche Überprüfung Ihrer Eignung in Bezug auf Fachkunde, Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit ist es erforderlich, dass Sie mit dem Angebot bis zum Ende der Ange- 
botsfrlst folgendes einreichen: 

A, AnlagenzumAngebot 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anlagen sind entsprechend zu nummerieren. 

Anlagen-Nr. 

E 1 

■E 2 

E3 

Eignungsbezogene Erklärungen und Nachweise 

Eigenerklärunq zur Zuverlässigkeit 

Das entsprechende Formular finden Sie in den Vergabeunterlagen. 

Bisher durch geführte Leistungen ähnlicher Art und ähnlichen Umfangs 
der letzten drei Jahre. Diese können für öffentliche sowie für nicht öf- 
fentliche bzw, privat wirtschaftliche Auftraggeber durch geführt worden 

sein. 
Bei diesen aussaoefähioen Referenzen sind leweils 

• Auftrags umfang. 

• AGmitAnsprechpartnerundTelefonnummer, 
* Auftragsjahr und 
* Gesamtumsatz 

zu nennen. (Diese werden von der Vergabestelle streng vertraulich be- 
handelt) 
Bei Bietern, die die FHH als AG in den letzten Jahren mit Leistungen 

ähnlicher Art beliefert haben, ist ein entsprechender Hinweis in den 
Angeboten anstelle der Referenzen ausreichend. 

Wenn zutreffend; Erklärung Bietergemeinschaft. 

Sie haben die Möglichkeit, Ihre Eignung teilweise durch ein Zertifikat des Präquaiifizlerungs- 
sySterns PQ-VOL des Kooperationsverbundes Prägualifizierung-Nord (PQ-Nord) gemäß § 97 
(4a) GWB nachzuweisen. 

Nähe re Informationen hierzu finden Sie im Internet unter www.oo-voi.de. 

B. Weitere Angaben zur Eignung 

Weitere Angaben zur Eignung sind in den Vergabeunterlagen in den dafür vorgesehenen 
Antwortfeidem zu machen. 

1.8 AngebotsbezogeneErklärungenundNachweise 
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Finanzljehörfie Hamburg Leialu ngsbeschreihu[^g 

Zur Überprüfung, ob alle Mindestanforderungen erfüllt werden, lat es erforderlich, dass Sie 

mit dem Angebot bis zum Ende der Angebotsfrist folgendes ein re lohen: 
A. Anlagen zum Angebot 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anlagen sind entsprechend zu nummerieren. 

Antagen-Nr. 

A t 

Angebotsbezogene Erklärungen und Machweise 

Eigenerklärung oder Nachweis, dass bei der Auf- 

tragserfüllung eine Mindestquote von 50% Menschen 
ein setzt werden, die eine besondere Schwere der 
Behinderung (ab einem Grad der Behinderung von 

50%) aufweisen oder die die Anspruchs voraus Setzun- 
gen für die Beschäftigung in einer Werkstatt für behin- 
derte Menschen gemäß § 136 SGB IX erfüllen. 

Wertung als.,. 
Aiisschlusskriterium 

B. Weitere Angaben zum Angebot 

Weitere Angaben zum Angebot in den Vergabeunterlagen sind in den dafür vorgesehenen 
Antwortfeldern zu machen, 

1.9 Sonstige besondere Bedingungen 

A. Anlagen zum Angebot 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anlagen sind entsprechend zu nummerieren. 

Anlagen-Nr. 

S 1 

Sonstige besondere Bedingungen 

Eiaenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines Mindestlohnes ge- 
mäß ^ 3 Hamburoisches Vergabegesetz^ 
Das entsprechende Formular finden Sie in der Vergabennteriagen. 

Oder: Erklärung zur Befreiung von den Eigenerklärung zur Tariftreue und, 
zur Zahlung eines Mindestlohnes gemäß ^ 3 Hamburoisches Vergabe- 
gesetz. 
Siehe auch Ziffer 2.8, 

B. Weite reAngabenzumAngebot 

Weitere Angaben zum Angebot in den Vergabeunteriagen sind in den dafür vorgesehenen 
Antwortfeldem zu machen. 

t.tO Hinweise zu den Erklärungen und Nachweisen 
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Für den Fall, dass einzelne Antwortfelder in den Vergabfiunterfagen (Eignungskriterien/ Zü- 
sch lagskntehen) für Ihre Angaben nicht ausreichen, sind weitere Angaben von Ihnen auf 

Anlagen, die entsprechend zu kennzeichnen sind, zu machen und mit den Angebotsunterla- 

gen bis zum Ende der Angebotsfrist einzureichen 

Nach 5 16 Abs. 2 VOL/A können Erkiämngen und Nachweise,, die nicht bis zum Ende der 
Angebotsfrist vorgeiegt wurden, nachgefordert werden. Dies liegt jedoch im Ermessen des 

AG, 

Ausgeschlossen gern. § 16 Abs. 3 VOL/A werden Angebote, die - ggf. nach erfolgloser 
Nachforderung - 

1. die geforderten eignungsbezogenerr Erklärungen und Nachweise: 

A, Anlagen zum Angebot 
B. Weitere Angaben zur Eignung 

2. die geforderten angebotsbezogenen Erklärungen und Nachweise: 

A, Anlagen zum Angebot 
B, Weitere Angaben zum Angebot 

3. die geforderten sonstigen besondere Bedingungen: 

A, Anlagen zum Angebot 
B. Weitere Angaben zum Angebot 

nicht enthalten. 

1,11 Abschließende Liste aller mit dem Angebot ei nzu reichen den Nachweise 

Anlagen-Nr. 

E 1 

E 2 

Erklärungen und Nachweise und sonstigen Bedingungen 

Eiqenerklämng zur Zuverlässigkeit 

Das entsprechende Formular finden Sie in den Vergabeunteriagen, 

Bisher durchgeführte Leistungen ähnlicher Art und ähnlichen Umfangs 

der ietzten drei Jahre. Diese können für öffentliche sowie für nicht öf- 
fentliche bzw. privat wirtschaftliche Auftraggeber durchgeführt worden 

sein. 
Bei diesen aiissaaefählaen Referenzen sind jeweils 

• Auftragsumfang, 
• AGmitAnsprechpartnerundT elefon n um m er, 

• Auftragsjahr und 
• Gesamtumsatz 

zu nennen. (Diese werden von der Vergabe stelle streng vertraulich be- 
handelt) 

Bei Bietern, die die FHH als AG in den letzten Jahren mit Leistungen 
ähnlicher Art beliefert haben, ist ein entsprechender Hinweis in den 
Angeboten anstelle der Referenzen ausreichend. 
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E 3 

A1 

3 1 

Wenn zutreffend; Erklärung Bietergemeinschaft. 

Eigenerklärung oder Nachweis, dass bei der Auftragserfüllung eine 
MindestquDte von 50% Menschen ein setzt werden, die eine besondere 

Schwere der Behinderung (ab einem Grad der Behinderung von 50%) 
aufweisen oder die die Anspruchsvaraussetzungen für die Beschäfti- 

gung in einer Werkstatt für behinderte Menschen gemäß § 136 SGB /X 
erfüllen 

Eigenerklärung zurTahftreue und zur Zahlung eines Mindestlohnes 
gemäß ^ 3 Hamburaisches Veroabeqesetz. 
Das entsprechende Formular finden Sie in den Vergabe unterlagen. 

Oder: Erklärung zur Befreiung von den Eigenerklärung zur Tarlftreue 
und zur Zahlung eines Mindestiohnes gemäß ^ 3 Hamburgisches 
Veroabeqesetz. 
Siehe auch Ziffer 2.8. 

I. 12 Zuschlagserteilung 

Der Zuschlag wird, sofern alle Mindestanforderungen erfüllt sind, auf das nach g 13 Abs, 1 
VOL/A wirtschaftlichste Angebot erteilt, 

Alle eingegangenen Angebote werden nach Ende der Angebotsfrist in vier Wertungsstufen 
geprüft; 

k Prüfung der formalen Anforderungen nach §■ 16 Abs. 1,3,4 VOLfA 

II. Eignungsprüfung nach gg 2 Abs. 1,6 Abs. 3 und 16 Abs. 5 VOL/A 

III. Prüfung der Angemessenheit des Preises § 16 Abs. 6 VOUA 

!V, Auswahl des wirtschaftlichsten Angebotes nach § 16 Abs, 7,8 VOL/A 

ln die Wertungsstufe IV. kommen nur die Angebote, die die Wertungsstufen L-Ili, erfolgreich 
durchlaufen haben und somit eine einwandfreie Ausführung erwarten lassen. 

Ais Zuschiagskriferien in der Wertungsstufe IV. werden herangezogen: 

Kriterien 

Angebotspreis 

Gewichtung m % 

100 

Einzelheiten zu den geforderten Angaben sind in den Vergabeunterlagen aufgeführt. 

1.13 Wirtschaftsauskünfte 

Die Vergabestelle behält sich vor, bei RedarfWirtschaftsauskünfte über einzelne Bieter hei 
einer Auskunftei fzzt. Creditreform und/oder Bürgel) einzuholen. 
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2 Vertragsbedmgungen 

2.1 Allgemeine Vertragsbedingungen 

Die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) sowie die 
Ham burgischen Zusätzlichen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen 
(HmbZVB-VOL/B) - jeweils in der gültigen Fassung - werden Vertragsbestandteii. 

Die Aiigemeinen Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen (VOL/A) werden nicht Be- 
standteil des Vertrages. Weitere Regeln, Vorschriften und Normen sind ggL in dieser Leis- 
tung sbeschrelbung genannt- 

Aiigemeine Geschäftsbedingungen (AGB) des Bieters können zum Ausschluss des Angebo- 
tesvomVergabeverfahrenführen.EinzeiheitenhierzuunterZiffer17.HmbZVB-VOL/B. ■ 

2.2 Recht 

Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, finden die Regelungen der Leistungsbe- 
schreib ung, der HmbZVB VOL/B, der Aufforderung zur Angebotsabgabe ein sch!, der Bewer- 
bungsbedingungen für die Vergabe von Leistungen (VOL), die VOL/B und das BGB bzw, der 
übrigen aiigemeinen Normen in dieser Reihenfolge - insbesondere im Falle einander wider- 
sprechender Regelungen - Anwendung. 

Die in der Leistungsbeschreibung genannten Regeln, Vorschriften und Nonnen sind ebenso 
in der zum Zeitpunkt der Leistungserbringung jeweils gültigen Fassung einzuhalten. 

Dieser Vertrag unterliegt dem Geltungsbereich des Hamburg Ischen Transparenzgesetzes 
(HmbTG), Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird er nach Maßgabe der Vor- 
schriften des HmbTG im Transparenz portal veröffentlicht. Unabhängig von einer möglichen 
Veröffentlichung kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen nach dem HmbTG 
sein, Siehe dazu das den Vergabeunterlagen beigefügte Formular „Veröffentlichung von Ver- 
trägen. Vereinbarungen eines Rücktrittsrechts und Kennzeichnung von Betriebs- und Ge- 
schäftsgeheimnissen nach dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) bei Vergabe- 
verfahren nach VOL, VOF und nach der Beschaffungsordnung (BO)L 

2.3 Ansprechpartner 

Von der jeweiiigen Bedarfssteile und dem AN werden jeweils ein/eine Ansprechpartner/-in 
und ein/eire Vertreter/-in zu Beginn des Vertrages schriftlich benannt. Die Ansprechpartner 
beider Parteien bzw. deren Vertreter sind für alle Fragen zur Durchführung des Vertrages 
zuständig und üben die Kontrolle über die Verfahren sab laufe aus. 

2.4 Vertragslaufzeit, Kündigung 

Der Vertrag wird für die Zeit vom 01 .Ü1.2016 bis 31.12.2016 geschlossen. 
Danach verlängert er sich dreimal jeweils um ein weiteres Jahr bis maximal zum 31.12,2019, 
wenn nicht einer der Vertragspartner 6 Monate vor Ablauf des Vertrages schriftlich kündigt. 

Der AG kann den Vertrag fristfos kündigen, wenn wichtige Gründe vorliegen, insbesondere 
wenn der AN 

• denMitarbeitemseinesBetriehesdieihnentariflichodergesetzlichzustehenden 
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Leistungen gans; oder teilweise yorenthält, oder wenn er in sonstige Weise gegen 
tarifliche Bestiinmungen oder Vorschriften verstößt, 

• die übernommene Leistung nicht dem vom Auftraggeber benannten Zeitpunkt 
beginnt oder nicht in der dem Vertrag entsprechenden Zeit, Art und Weise ausführt 
und trotz: schriftlicher Mahnung nicht Abhilfe schafft, 

* schuldhaft gegen die aus Ziffer 1.5 dieser Leistungsbeschreitaung resultierenden 
Verpflichtungen verstößt, 

oder wenn sonstige schwerwiegende Gründe vo die gen. 

Die Kündigung bedarf der Schriftform. 

2.6 Änderungen des Vertrages 

Der Leistungsumfang kann nach Bedarf des AG erweitert, verändert oder reduziert werden. 
Der AN kann eine Änderung des Leistungsumfanges zurückweisen, falls die Änderung für 
ihn unzumutbar lat. Unzumutbar ist die Änderung insbesondere, wenn der Gewerbebetrieb 
des AN nicht auf die veränderte Leistung ausgerichtet ist und eine Vergabe der Leistung an 
Dritte nur unter erheblichen Schwierigkeiten für ihn möglich ist, Für diesen Fall hat der AN 
Nachweise vorzu legen und alternative Lösungsmög lieh keilen vorzuschlagen. Der AG hat für 
diesen Fall die Möglichkeit die betreffenden Leistungen ganz oder teilweise anderweitig zu 
vergeben. 
Wird bei einer Leistungsänderung eine erhöhte Vergütung beansprucht, muss der AN dem 
AG dies gemäß Ziffer 2 der HmbZVB-VOL/B anzeigen. Die Mehrkosten gegenüber der ur- 
sprünglich ausgeschriebenen Leistung sind vom AN für den AG nachvollziehbar zu begrün- 
den urid mit dem AG schriftlich zu vereinbaren, 

Eine seitens des AN geplante gesellschaftsrechtliche Änderung während der Laufzeit des 
Vertrages ist dem AG mit einem Verlauf von 3 Monaten anzuzeigen. Der AG behält sich vor, 
den Vertrag aus vergaberechtiiehen Gründen zu kündigen. Auf Verlangen des AG hat der 
AN erneut gern, den Vorgaben der Vertragsunterlagen seine Eignung nachzuweisen. Gelingt 
dies dem AN nicht, so hat der AG das Recht, den Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen. 

Das nachträgliche Ausscheiden eines, oder mehrerer Mitglieder aus einer Bietergemeinschaft 
oder der Eintritt eines oder mehrerer neuer Unternehmen in die Bietergemeinschaft während 
der Vertragslaufzeit sind denn AG ebenfalls mit einem Verlauf von 3 Monaten anzuzeigen. 
Die Beendigung der Bietergemeinschaft oder der Eintritt eines neuen Unternehmens in die 
Bietergemeinschaft kann zur Kündigung des Vertrages durch den AG aus vergaberechtli- 
chen Gründen führen. Auf Verlangen des AG hat der AN die Eignung erneut gemäß den 
Vorgaben der Vertragsunterlagen nachzu weisen. Gelingt dies dem AN nicht, so hat der AG 
das Recht, den Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen. 

Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. 

2.6 Datenschutz rechtliche Bestimmungen 

Der AN verpflichtet sich, den Auftrag sowie sämtliche ihm hierdurch zur Kenntnis erlangten 
internen Angelegenheiten, Unteriagen und informationen sowie sonstige Betriebs- und Ge- 
schäfts angelegen he iten des AG auch nach Beendigung des Vertrages vertraulich zu behan- 
deln. Der AN hat geeignete Vorkehrungen zu treffen und steht dafür ein, dass solche Kennt- 
nisse Dritten weder zugänglich gemacht noch sonst wie bekannt werden können. 

Der AN hat durch geeignete Maßnahmen und Vorkehrungen gemäß Anlage zu § S BDSG 
Vorsorge gegen unbefugte Systemeingriffe von außen zu treffen. 

Vergabenummer: 201500ÜÜ9D Seite G von 14 



Finan7-behürde Hamburg I-Rifälungübeschnoibung 

Der AN hal weiter dafür Sorge zu tragen, dass seine Mitarbeiter und etwaige Dritte, denen er 
sich zur Erbringung seiner Leistungen bedient, ebenso Vorsorge gegen unbefugte System- 
zugriffe van außen treffen. 

2.7 Salvatorische KJausel 

Soiiten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, berührt dies nicht die Wirk- 
samkeit des restlichen Vertrages. 

2.B Preisgestattung und -bindung; Wlindesttohn 

Die angebotenen Preise sind Festpreise. 

Die Einzelpreise der Positionen sind so zu kalkulieren, dass in ihnen aiie Kosten der zu er- 
bringenden Leistungen des AN enthalten sind. 
Diesen Festpreisen wird bei RechnungsStellung die Umsatzsteuer in der zum Zeitpunkt der 
Leistung jeweils geltenden Höhe hinzugerechnet. 

Die Berechnung anderer oder zusätzlicher, als im anliegenden Preis-fLeistungskatalog ent- 
haltenen Preise ist grundsätzlich ausgeschlossen. 

Der AN verpflichtet sich, die von ihm zur Vertragserfüllung eingesetzten Beschäftigten nicht 
unter den für sie jeweils geltenden gesetzlichen Mindestentgelt-Regelungen. nach der je- 
weils gültigen Rechtsgrundlage (z.B. nach AEntG und sonstigen bundes- oder landesgesetz- 
lichen Mindestlohnregelungen), zu entlohnen. Auch erst während der Vertragslaufzeit ein ge- 
führte Mindestentgelt-Regelungen sind vom AN einzuhalten. Der AN verpflichtet sich ferner, 
die Verpflichtung zur Einhaltung einer solchen Mindestentgelt-Regelung auch an die von ihm 
eingesetzten Subunternehmer weiterzugeben und diese Verpflichtung durchzusetzen. Hierzu 
ist die entsprechende Eigenerklärung zur Tariftmue und zur Zahlung eines Mindestiohnes 
gemäß g 3 Hamburgisches Vergabegesetz bis zum Ende der Angebotsfrist vom Bieter ein- 
zureichen. 

Sofern eine Befreiung von den gesetzlichen Mindestentgelt-Regelungen vorliegt, ist 
diese mit dem Angebot einzureichen bzw, zu erläutern. 

Die Angebotspreise basieren ggf. auf den Tarif- und ggf. Mindestlöhnen, die am letzten Tage 
der Angebotsfrist gültig waren. 
Im Falle des Inkrafttretens eines neuen aiigemeinverbindiichen Tarif- und Rahmenvertrages 
sowie bei der Erhöhung von gesetzlichen Sozialaufwendüngen oder der Einführung bzw, 
Änderung einer sonstigen gesetzlichen Mindestiohnregelung kann der AN eine Erhöhung 
des Vertragspreises - für den Anteil der lohn abhängigen Kosten - beantragen, dieses kann 
bereits vor Ablauf des 1, Vertragsjahres erfolgen. 
Anträge, die später als 3 Monate nach Abschluss des Tarif- oder Rahmenvertrages oder 
nach Inkrafttreten der Änderung der gesetzlichen Sozialaufwen düngen oder der Einführung 
bzw. Änderung einer sonstigen gesetzlichen Mindestiohnregelung eingehen, können nur 
vom 1- Tage des Emgangsmonats an Berücksichtigung finden. 
Kommt eine Einigung über die beantragten Preise nicht zustande, kann jede Vertragspartei 

den Vertrag mit einer Frist von sechs Monaten zum Monatsende kündigen (jedoch frühes- 
tens zum Ende des ersten Vertragsjahres), In diesem Fall gelten die bisherigen Preise bis 
zum Vertragsende weiter, Bis zum Ablauf des Vertrages gilt der vereinbarte Preis weiter. 
.Diese Regelung findet sinngemäß Anwendung, wenn sich eine Ermäßigung der Löhne oder 
dergesetzlichenSozialaufwendungenergibt. 
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2.9 Haftung 

Der AN haftet in voliem Umfang nach den einschlägigen vertraglichen und gesetzlichen 
Bestimmungen. Bei der Einschaltung von Nachunternehmen, Erfüllungsgehilfen und sonsti- 
gen Beauftragten haftet der AN für sämtliche Pflichtverletzungen so, als wenn er selbst tätig 
geworden wäre. 

Außerdem hat der AN den AG und die Bedarfsstellen von sämtlichen Schadensersatzam 
Sprüchen Dritter freizuhalten, die im Zusammenhang mit einer Verletzung der vom AN nach 
dieser Leistungsbeschreibung übernommenen Pflichten gegen den AG oder die Bedarfsslel- 
len geltend gemacht werden sollten. 

2.10 Lieferbeginn, -fristenundAntieferung 

-entfaiit- 

2.11 Abnahme 

-entfällt- 

2.12 Rechnungsstellung 

Die Zahiung des Rechnungsbetrages durch den AG erfolgt nach vertragsgemäßer Leistung 
und Rechnungseingang gern, den in den Vergabeunterlagen gemachten Angaben. 

Die Rechnungssteüung erfolgt monatlich mit einem Zahlungsziel von 14 Tagen. 

Rechnungen sind gern. Ziffer 13 der HmbZVB-VOL/B in zweifacher Ausfertigung und unter 
Angabe der Bestellnummer an die auftraggebende Bedarfsstelle bzw, angegebenen Rech- 
nungsadressederFHHzuadreasierenundelnzureichen. 
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3 Technisches Leistüngsverzeichnis 

3,1 Leistlings umfang 

Die Förderung der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen, insbesondere mit Blick 
auf die Beschäftigungsfähigkeit auf denn regulären Arbeitsmarkt. ist ein großes Anliegen der 
Freien Hansestadt Hamburg. Deshalb ist die Auftrags vergäbe Bietern Vorbehalten, die bei 
der Auftragserfüllung mit einer Mindestqucte von 50% Menschen einsetzen, die eine beson- 
dere Schwere der Behinderung (ab einem Grad der Behinderung von 50%) aufweisen oder 
[ile An Spruchs Voraussetzungen für die Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte 

Menschen gemäß § 136 SGB IX erfüllen. 

Be nötigt werden bis zu 30 Mitarbeiter zur Unterstützung des zentralen Rech nu ng sein gang s der 
FHH. Die Arbeitsstätte wird b.a.w. bei der Kasse.Hamburg. Bahrenfelder Straße 254-Z60, 
22765 Hamburg sein. 

Die Aufgaben sind in vier Bereiche gegliedert: 

Aufgabenbereich 1 (Post) 

(Jährlicher Posteingang; etwa 280,000 Rechnungen und 270,000 Anordnungen) 

Aufgaben; 
• Abholung der Post 

• Öffnen der Post 

• Sortierung der Post nach Behörden 

• Überprüfung der Rechnungen nach g 14 Abs. 4 USiG 

. Trennung zwischen Rechnung und Anlage 

• BeklebenderRechnungen 

• ÜberprüfungderAnordnungen 

• Trennung zwischen Anordnung und Anlage 

•. Bekleben der Anordnungen 

Aufgabenbereich 2 fScan) 
(Jährliches Scanvol.umen; etwa 280.000 Rechnungen und 270.000 Anordnungen) 

Aufgaben; 
• ÜberprüfungderAnordnungen 

• Scannen der Anordnungen 

• Arch ivierenderAnordnungen 

• Überprüfung der Rechnungen nach § 14 Abs. 4 UStG 

• Scannen der Rechnungen 

• Archivieren der Rechnungen 

Aufgabenbereich 3 (Verify) 
(JährlichesArt>eitsvo|umen:etwa180.000Rechnungen) 

Aufgaben: 
• Überprüfung aller im ZRE und an den Schulen gescannten Rechnungen nach § 14 

Abs. 4 UStG 

• Auswahl des korrekten Geschäftspartners 
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• AuswahldeakorrektenKontoinhabers 

• AuswahlderkorrektenBenutzergruppe 

• überprüfungijndAbgleichdervGnderSoftwaregezogenerDaten: 

o üefer. USt-ldNr (wenn nicht vorhanden, dann ein Leerzeichen in dieses Feld) 

o Rechnungsnummer 

o Eingang5datum(anhandEingangsstempel,sonstaktuellesDatüiTt) 

o Za hl weg 

6 Rechnungsdatum 

o B eie gart 

o Barcode 

• Rechnungsbetfägeeintragen/abgleichen 

• RechnungsbeträgenachdemUm satzste uergesetzprüfen 

Aufgabenbereich 4 t Datenpflegei 
(Jährliches Artaeitsvolumen: etwa 37.000 Vorgänge) 

Aufgaben; 
• Um benennen von Dateien nach 

o Verfahrensericernung 
Giäubigerkennzeichen 

o Jahr des Einscannens 

o lfd. Rn des Dokumentes im Jahr 

o Maßnahmennummer zur Klassifizierung 

• Personensuche im Melderegister Gateway nach 

o Marne, Vorname 
ü Geburtsdatum 

o Geschlecht 
o LetztebekannteAdresseinHamburg 

o Aktenzeichen 

• Personensuche im Vermögensverzeichnis nach 
o Buchungszeichen 
o Name, Vorname 
o Geschiecht 
o Geburtsort 
o Geburtsdatum 

• Personensüche im Schuidnerverzeichnis nach 
o Buchungszeichen ^ 
o Name, Vorname 
ü Geschiecht 
0 Geburtsort 
o Geburtsdatum 

3.2 AnforderungandasPersonal 

Das überlassene Personal beherrscht die deutsche Sprache in Wort und Schrift und agiert 
im persönlichen wie im telefonischen Umgang zuvorkommend und dienstieistungsorientiert. 
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Das Personal ist belastbar und arbsitet auch in Situationen hoher Last professionell Flexibili- 
tät hinsichtlich der Arbeitszeiten wird vorausgesetzt. Während der gesamten Dauer der Ver- 
tragserfüllung hat der AN seinen Mitarbeitern striktes Alkohol- und Drogen verbot und inner- 
halb cjer Gebäude auch striktes Rauchverbot zu erteilen. Auf Verlangen der Bedarfsstelle ist 
zuwid erhandeln des Personal unverzüglich von der weiteren Mitarbeit auszuschließen und 
durch anderweitiges Personal zu ersetzen. Kosten hierfür dürfen der Bedarfssteile nicht in 
Rechnung gestellt werden. Der AN setzt ausländische Mitarbeiter nur ein, sofern gültige Ar- 
beitspapiere voriiegen. 

Sollte sich das vom AN eingesetzte Personal als ungeeignet erweisen, ist es unverzüglich 
durch geeignetes Personal zu ersetzen. Ungeeighetheit liegt z.B. bei fehlender Qualifikation, 
mangelnder Qualität der Arbeitsergebnisse, bei Unzuverlässigkeit seitens des eingesetzten 
Personals vor, etwa bei unentschuldigtem Fehlen am Arbeitsplatz, bei Störung des Betriebs- 
friedens oder nicht hinnehmbaren Leistungsausfällen. Über die Ungeeignetheit entscheidet 
die Leitung des ZRE bzw. der jeweilige Vorgesetzte auf Seiten der AG. 

3.3 Arbeitszeiten 

Die tägliche Arbeitszeit {Montag bis Freitag) beträgt 8 Stunden. Die Pause wird nicht vergü- 
tet. Die Kern zeit umfasst montags bis freitags jeweils die Zeit von 09.00 Uhr bis 15.Ü0 Uhr. 
Diese Zeit enthält eine Mittagspause von regelmäßig 60 Minuten. Mit Ausnahme dieser Mit- 
tagspause besteht Anwesen h Bits Pflicht. Der Dispositionsrahmen für die Gleitzeit beginnt um 
06.00 Uhr und endet um 19.00 Uhr. Abweichungen hiervon sind nach Absprache möglich. 

Die Arbeitszeit (kommt/geht) ist mittels des vorhandenen ZeiterfassungsSystem zu erfassen. 

3.4 Auskünfte 

Zu dieser Ausschreibung werden nur Anfragen beantwortet, die per Mail oder Fax gestellt 
werden. Auskünfte zu dieser Leistungsheschreibung erteilt: 

Finanzbehörde Hamburg - Referat Beschaffung und Strategischer Einkauf für Ham- 
burg, Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg 

Fax: + 49 40 428 23-1364 

Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de 

3.5 Vergabekammer 

Die Vergabekammer, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter 
Verstöße gegen die Vergabebestimmungen wenden kann, ist die Vergabekammer bei der 
Finanzbehörde, Große Bleichen 27, 20354 Hamburg. 

Gemäß § 107 Abs. 1 GWB leitet die Vergabekammer ein Na oh prüf ungs verfahren nur auf 
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller 
den gerügten Verstoß gegen Vergabe Vorschriften im Ve^abe verfahren erkannt und gegen- 
über dem Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die Rüge gilt nur dann als unverzüg- 
lich, wenn sie nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis des behaupteten Verstoßes 
eingelegt wird. 

Des Weiteren ist gemäß % 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn 
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen 
zu wollen, vergangen sind. 
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Finanzbehörde - Kasse.Hamburg 

Flnanibehärdi), Bahrenfelder SLfaßü 251-200, D-227£MjHemhir/u ■ 

Elbe-Werkstätten GnnbH 
Nymphe nweg 22 

Tolefo 
Telafa 

Balirenfelder Siraße SS'ßlSO 

21077 Hamburg 

E-MatI 

Hamburg, df:n 12,11.2015 

Unterstützung äm ZRE (ZentraJeii Rechnungseingang) der Freien und Hansestadt 
Hamburg 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Finanzbehörda Hamburg überträgt ihnen auf Grund Ihres Angebotes vom 06,10,2016 die 
Unterstützung im ZRE (Zentralen Rechnungs-eingang) der Freien und Hansestadt Hamburg 
für die Zeit vom 01.01.2016 bis 31.12. 2016 (Vedängerungsoption bis 31,12.2019) 
zu den von ihnen an gebotenen Preisen. 

Es gelten die Preise Ihres Angebotes als Festpreise, denen die zum Zeitpunkt der 
Leistung geltende Umsatzsteuer (USt.) hinzuzurechnen ist. 

Ein Anspruch auf bestimmte Mindestmengen besteht nicht, ausschfaggebend ist der 
tatsächliche Bedarf. 

Mit freundlichen Grüßen 


